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Nso is Dedukt- Dcic 150 Septembcs 1935 to. Jahrgang

Der entwertete Pakt
Vor drei Jahren etwa kam der Nichtangriffs-

pakt zwischen Warschau und Moskau zutande.
Ob Moskau damals wirklich an einen Erfolg· der ktion

geglaubt hat, läßt sich schwer sagen. Wahrscheinlichhat es

beim Paktasbschlußweniger an sein Verhältnis zu Polen als

an seine Beziehungen zu Frankreich gedacht.
Tatsächlich ist ja auch nicht zuletzt durch den polnisch-russischen
Pakt jene Umgruppierung der Mächte ausgelöst worden, die

ganz wesentlich durch den Einbruch der Sowjetpolitik nach
Europa gekennzeichnet wird· W a r s ch a u hat d u r ch d e n

Pakt mit Moskau zu seinem Teil dazu bei-

getragen, diesem sowjetischen Einbruch die

W e g e z u e b n e n. Denn die außenpolitische Selbständig-
keit, die es durch den Abschluß des Paktes bewies, trug in

erheblichem Maß dazu bei, Frankreichs damals noch zurück-
halten-de Politik einer Annäherung an die Sowjetunion zu
beleben. Das aber hatte Polen ganz bestimmt nicht gewollt;
Moskau dagegen hatte wohl von vornherein mit einer

solchen Wirkung gerechnet, die ihm den Pakt mit Polen
erst wirklich begehrenswert mach-te. Es hat sich die Folgen
des Paktes sehr gerne zunutze gemacht. Um den Pakt selber
hat es si nachher ziemlich wenig gekümmert· «

War chau dagegen schien damals g r o ß e h o f f -

n un g e n auf seine neue Freundschaft zu setzen. Diese
hoffnungen haben sich dann freilich auf keinem Gebiete

erfüllt. Die russischen Aufträge, die die polnische Industrie
beleben sollten, gingen nicht ein. Wo immer sich Polen
außenpolitisch zu entfalten versuchte, stieß es auf die Gegner-
schaft Moskaus. Die kulturelle Annäherung, von der man

in den Flitterwochen des Paktes geredet hatte, blieb, soweit
sie überhaupt versucht wurde, eine einseitige polnische
Leistung. Aber Warschau war weiterhin optimi tisch, wenn

der Optimismus mit der Zeit auch etwas krampshaste Züge
annahm. Oberst Beck fuhr nach Moskau, um den Kreml von

der Ungefährlichkeit der deutschpolnischen Entspannung zu
überzeugen. Er legte deni Wunsche der Sowjets, in den
V ö l k e r b u n d aufgenommen zu werden, kein hindernis
in den Weg, und er veranlaßte durch diese sowjetsreundsliche
haltung eine Reihe anderer, kleinerer Staaten,· auf ihren
Widerstand gegen diese fragwürdige Bereicherung der

Genier Institution zu verzichten. Und während seines
Berliner Besuches stimmte der Ehor der polnischen Re-

gierungsblätterden Ton seiner gedämpften Freundlichkeiten
gegenuber dem westlichen Nachbarn sehr sorgsam, fast
liebevoll, auf die Moskauer Empfindlichkeit ab.

Es
gaterst des Kongresses der Kommunisti-

schen nternationale bedurft, um auch Warschau
davonzu uberzeugen, daß eine polnisch-russischeAnnäherung,
die uber das notwendige Maß sormeller Korrektheit hinaus-
geht, eine irreale Angelegenheit ist. Zwar verzichtete die

polnische Regierung auch jetzt noch darauf, sich in derselben-·
Weise, wie es andere Mächte durch ihre scharfen Proteske
gegen die bolschewistische Zersetzungsarbeit taten, von

Moskau zu distanzieren. Doch machte sich in d e r

polnischen Regierungspresse immerhin
eine etwas kritischere Einstellung gegen
M o s k a u hemekkbak« In der »Gazeta Polska« erklärte

Oberst M i e d z y n i ei meinem oieibeachteten Aufsatz, daß

Polen wohl an der Politik des Nichtangriffspaktes mit der
Sowjetunion festhalten wolle, daß dabei aber natürlich
vorausgesetzt werden müsse,daß sich auch die Gegsenseite ent-

sprechend verhalt. Daß das der Fall ist, kann niemand be-
haupten, Die Kommunistische Internationale denkt nicht
daran, um der ,,.f)eiligkeit«eines Paktes willen von einer

Einmischung in die innerpolnischen Verhältnisse Abstand zu
nehmen; und ebenso wenig sieht die Moskauer Außenpolitik
einen Grund, die polnischen Interessen zu schonen. Die
europaische Politik hat eine Entwicklung
genommen, in der dem poliiisch-russischen
Pakt keine wesentliche Bedeutung mehr zu-
ko m m t.

· Polen befindet sich seinem östlichenNachbarn gegenüber
in keiner glucklichen Lage. M o s k a u steht so w o h l
als Partei wie als Staat gegen Polen iin

Angriff. In Kaueii herrscht Karski. Riimänien ist dein

ooslnsischenEinfluß entglitten. Und die Tschechei riihnit
sich ihrei bolscheivistischen Freunde Die baltischeii Staaten

entziehen sich aus begreiflicher Furcht vor eindeutigen Ent-
schlussen allen Versuchen, sie als machtpolitische Basis zu
nutzen. Die nordischen Länder kommen als aktive Bundes-

genossenweder siir noch gegen Polen in Frage. Das Ver-
haltnis zu Ungarn ist freundschaftlich, aber angesichts der
gegenwärtigen Situation ini Siidosten notwendigerweise
platonisch. Polen ist auf drei Seiten von der
riissischen Zange umgeben. Daß diese Zange
eigentlich dazu bestimmt ist, einen anderen Gegner zki fassen,
ändert an der polnischen Lage nur wenig. Was sich dem
Schnittpunkt der beiden hebel am nächsten befindet, muß,
wenn die Zange geschlossen wird, zuerst daran glauben.

Es kommt nur «an die härte des Widierstandes an, der
dem hebel entgegengesetzt werden kann. Außenpolitisch
bietet der Zusammenhalt zwischen Deutsch-
land un d Polen beiden Partnern eine genügende
Stärke. Innerpolitisch hat Deutschland von Moskau her
nichts zu befürchten: und Polen ist eben dabei, die schwächsste
Stelle seines inneren Widerstandes gegen die Sprengkraft
fremder Ideen: seine Position in den ukrainischen Pro-
vinzen, den Erfordernissen dei- außenpolitischen Lage ent-

sprechend zu stärken. Die Bemühungen sim einen Ausgleich
mit den Ukr-aineru, die schon längere Zeit vor den jetzigen
Wahlen einsetzten, sind zweifellos weniger durch die Er-

fordernisse dser Wahl-en selbst als durch außenpolitischeNot-

wendigkeiten bedingt-
Polen muß sich in seinem Verhältnis zur Sowjetunion

notwendigerweise auf die Defensive beschränken.
Es kann sich ein offensives Vorgehen nicht leisten-
Aus diesem Grunde hält es nach wie vor am Nicht-
angriffspakt fest, obwohl es inzwischen erkannt hat, daß sich
mit diesem Pakt weder das Gift der bolschewistischenZet-
setzung noch der Stoß der Roten Armee aufhalten läßt« Der

Pakt wurde seinerzeit von polnischser Seite als ein Sieg über
die deutsch-riissische Zusammenarbeit gefeiert. Von ein-er

solchen kann schon lange keine Rede mehr sein. Berlin Und

Moskau werden durch mehr als durch einen Pakt von-

einander getrennt. Und ein Pakt reicht nicht aus, um

Warschau und Moskau an einander zu binden. Dr. Ic.
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Geringe
"

ählbeteiligung in ««P·olen
Die Loyalität der deutschen Volksgruppc

Der »Rat der Deutschen in Polen« hatte es

Mitte August in einem Aufruf in das freie Ermessen eines

jeden Volksgenossen gestellt, ob er sich an den Seirrimahlen
beteiligen will oder nicht. Dieser Parole hat keine einzige
der politischen Gruppen des Deutschtums in Polen Folge
geleistet. Die »D e u t s ch e V e r e i n i g u n g«', die einen

Teil der Deutschen in Posen-Pommerellen erfaßt, rückte in

einem eigenen Aufruf von der Parole des ,,Rates" ab und

forderte ihre Anhänger zur Abgabe ihrer Stimmen für die

Vertreter des Regierun sblockes auf. Diesem Beispiel
folgten für die WojewodschaftSchlesien die ,,Deutsche
Partei« und der sog. ,,Deutsche Volksblock für
Schlesien« mit der an ihre Mitglieder gerichteten Auf-
forderung, »sich an den Wahlen zum Warschauer und

Schlessischen Sejm zu beteiligen«. Die deutschen Blätter in

Kongreßpolen und Galizien forderten ebenfalls
zur Wahlbeteiligung auf. Daß sich die J u n g d e u t s ch e

P a rtei gegen einen Wahlboykott aussprechen werde,
stand von vornherein fest.

«

Diese allgemeine positive Einstellung
des Deutschtums zum Staat verdient festgehalten
zu wer-den. Und das umso mehr, als es dein Deutschtum
von polnischer Seite wahrhaftig nicht leicht gemacht worden

ist, sich so zu entscheiden. sEs ist bei der Neigung der

polnischen Progaganda, den Verzicht einer nichtpolnischen
Volksgruppe auf Opposition falsch auszulegen, nicht über-
flüssig, daraus hinzuweisen, daß die Wahlbeteiligung der

deutschen Volksgruppe keineswegs bedeutet, daß es seitens
dieser Gruppe keinen Grund mehr zu Beschwerden über die

Praxis der polnischen Minderheitenpolitik gibt. Bei den

zuständigen Stellen in Warschau liegen zur Zeit mehrere
deutsche Beschwerdedenkschriften, die z. T. schon seit langer
Zeit der Erledigung harren.

Tote beim Wahlkainps
Je näher der Wahltag heranrückte, um so schärfer

wurde die haltung der Regierungspartei
und der Behörden gegenüber den Trägern
der Wahlboykottpropaganda. Jn manchen
Orten, in denen sich die Funktionäre der Opposition mit

ihrer
«

Agitation gegen die Wahlbeteiligung allzu sehr be-
merkbar makhten, gingen die· Behörden mit Verboten und
Verihaftiingen vor.· Vor allem im Po s en e r G e b i et

scheint der Widerstand der Nationaldemokraten vielfach
scharfe Formen angenommen zu haben. Verschiedentlich ist
essdort zu schweren Zusammenstößen gekommen. Bei dem

Ver-such . eines nationaldemokratischen Stoßtrupps, eine

Wahlbersammlung des Regierungsblockes in Grunow bei

Wollstein zu sprengen, hat es mehrere Verletzte und einen
Toten gegeben.
aus dem Posener Gebiet triumphierend, d a ß e s d e r

Opposition an vielen Orten gelungen sei,
die Durchführung von Versammlungen des

Regierunggblocks zu verhindern.
Der Wahltag selbst ist »in ganz Polen ruhig verlaufen-

Nur in einigen Orten· der Wojewodschasten Warschau und

Posen hat es einige heftige Zusammenstöße zwischen Re-v

gierungsanhängern und Nationaldemokraten gegeben. Jn
verschiedenen Dörfern des Kreises Wirsitz, in B i k to r s a u,

Dreidorf, Ferdinandshof und Buchholz,
drangen endekische Stoßtrupps in die Wahllokale ein. Es

gelang ihnen z. T., die Wahlurnen und -akten zu vernichten.
Dabei kam es in Viktorsau zu einer Schießerei zwischen
Polizei und Demonstranten.
und mehrere Tote.

Die Wahlbeteiliquiig
Nur 46,5 v. h. der Wahlberechtigten sind

zur Wahlurne gegangen. Der Anteil der un-

g ii l t i g e n Stimmen war auffällig hoch. Er hat
·

in
manchen Bezirken 10, 20 und mehr-v- h. der abgegebenen
Stimmen betragen: Das dürfte Inicht nur auf die Neuartig-
keit des Wahlverfahrens zurückzuführen sein, das-die Mög-
lichkeit zahlreicher Mißverständnisseeinschloß,sondern zum
weit größeren Teil- auch -·darauf,--daß· viele- Wahl-
berechti te, nicht um einem Kandidaten ihre Stimme zu
geben, Ponderneinfach deshalb-zur-Wa-hlurne«gingen, lweil
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Es gab eine Anzahl Verletzte

Die nationaldemakratische Presse berichtete

Fernbleiben als Opposition ausgelegt wurde. Es ist wohl
kein Zufall, daß keine amtliche Mitteilung über die Zahl der

ungültigen Stimmen erfolgt ist. Nur einzelne Teilergebnisse
sind hierüber bekannt. So sind in der Landeshauptstadt von

222 000 abgegebenen Stimmen 52 000, in der Stadt Posen
Ivon 77 000 abgegebenen etwa 20 000 Stimmen ungültig

gewesen. Dieser Anteil auf das ganze Staatsgebiet um-

gerechnet, würde über 1,5 Millionen iingültiger Stimmen

ergeben. Jm einzelnen haben die Vomhunderteile der Wahl-
beteiligung (einschließlich der ungültigen Stimmen) in den

Wojewodschaften betragen:

War-schau 30 Stauislau 44 Tarnopol 59

Kielce 37 Wilna 43 Nowogrodek 65

Lodz 37 Kralau 43 Wolhiinien 65

Posen 38 Leniberg 43 Polesien 67

Lublin 40 Pommerellen 46 Schlesien 77

Warschau Land 41 Bialystok 57

Demnach ist die Wahlbeteiligung nur in 6 von 17 Wojewod-
schaften höher als 50 v..f). gewesen. Die Gründe für die

starken Verschiedenheiten der Wahlbeteiligung liegen im

allgem-einen klar auf der hand. Jn den ü b e r w i e g e n d
u k r a i n i s ch e n G eib i e te n stieg die Wahlbeteiligung
deshalb über das sonst zu erwartende Maß, weil dort neben
den Kasnsdidaten dses polnischen Regierungsklubs auch eine

Reihe ukrainischer Kandidaten aufgestellt worden war;
es hatte sich hier also ein ukrainisch-polnischer
Wettstreit entwickelt, der beide Seiten naturgemäß zu
einer stärkeren Wahltätigkeit veranlassen mußte. Ebenso
führte in einigen anderen Landesteilen die Konkurrenz der

polnischen mit den dort aufgestellten jü d is ch en Kansdida-
ten zu einer Belebung der Wahl. D i e w e i t a u s hö ch st e

Beteiligungsziffer hat die Wojewodschaft
Schlesien aufzuweisen.

Die Wojewodschaft Schlesien

hier wurde zugleich zum Warschauer Sefm und zum
Schlesischen Teilgebietslansdtag gewählt. Wahlberechtigt zum
Warschaiier Seim waren hier 750 000 Personen, davon

haben 577 000 gewählt; das sind 76,92 v. h. Besonders hoch
war die Wahlbeteiligung in den großindustriellen Bezirken.
Wesentlich geringer·war sie dagegen im Wahlkreis Bielitz-
Biala, wo von 159 000 Wahlberechtigten nur 90 000 zur
Wahlurne gingen (= 56 o. h.). Jn den einzelnen Bezirken
der Wojewodschaft schwankte die Beteiligungsziffer zwischen
30 und 86 v·.f). Auch hier sind von amtlicher Seite keine

Angaben über den Anteil der ungiiltigen Stim-
men an der Gesamtzahl der abgegebenen Stimmen ver-

öffentlicht worden. Man ist daher auf Einzelergebnisse und

Schätzungen angewiesen. Die ,,P010nia« schätztedie ungül-,
tigen Stimmen in den Industriebezirken aus die hälfte aller—
abgegebenen Stimmen. Vermutlich ist diese Zahl über-
trieben; asber es steht immerhin fest, daß g e rade in d e n

Industriebezirken, wo die Wahlbeteiligung
besonders groß war, auch die Zahl der un-

gültigen Stimmen besonders hoch war» So

sind in Siemianowitz 10 216 gültige und 7372 ungultige
Stimmen, in Friedenshütte 5331 gültige und 23»71ungultige
Stimmen abgegeben worden. Mit einiger Sicherheit läßt
sich unter Berücksichti ung der ungiiltigen Stimmen be-

haupten, daß in der FchlesischenWojewodschaft — trotz der

hohen Wahl-beteiligung — weit weniger als die hälfte der

Wahlberechtigten als Parteigänger des Regierungsblockes
anzusehen sind. Die Kattowitzer »Polska Zaetiodnia« glauihte
im Ergebnis der Wahlen eine«,,An·erkenniingder Politik
des herrn Wojewoden« (!) erblicken zu können. Die Wahl,
schrieb dieses Blatt, sei »eine Manifestation für den heißen
Patriotismus und das hohe bürgerliche Pflichtgefühl« der

Wojewodschaftsbewohner gewesen. Es hätte ,,keine schönere
Jubiläumsmanifestation für das zehnte Amtsjahr des herrn
Wojewoden Grazynski«gebenkönnen als diese Wahlen ’(»!).
Aus den obigen Angaben geht,v wie man zugeben wird,
etwas ganz anderes hervor. Es will einem jedenfallswahr-
scheinlicher dünken, daß die Bevölkerung der- Wojewodschaft
Schlesien dem ,,.f)errn Wojewoden« erst an d e m Tage eine

begeisterte Manifestation darzu-bringen bereit ist, an dem er

sich endlich einmal entschließt,seinen Posten zu räumen.



Der Einfluß der deutschen Stimmen .

-

Zweifellos haben in der Wojewodschaft Schlesien die

deutschen Stimmen das Bild der Wahl-
beteiligung günstig beeinflußt. Das war auch
in Posen und Pommerellen der Fall. Fast durch-
weg haben sich die Deutschen mit 75 und miehr v. h» stellen-
weise sogar ohne Ausnahme, a·n den Wahlen beteiligt.
Einzelmeldungen aus den verschiedenenKreisen bestätigen
das. Die Deutschen sind der von· ihren Organisationen
herausgegebenen Parole, die Kandidaten der Regierungs-
partei zu unterstützen, fast in demselbenMaße gefolgt, wie

bei früheren Wahlen, bei denen es ihn-en noch vergonnt war,

volkseigene Kandidaten zu wählen. Wenn die vWahl-
beteiligung in Posen und Pommerellen nicht so gering gie-
wesen ist, wie man es in diesen hochburgen der»Opposition
gegen Warschau zu erwarten berechtigt war, so ist das zum
nicht geringen Teil der Unterstützung zu danken, die die
dortigen Deutschen dem Regierungslager gewahrten, — nicht
etwa, um diesem oder jenem Kandidaten ihr Vertrauen aus-

zusprechen, sondern um ihre loyaletstaatsburgers
liche Gesinnung zu demonstrieren. Die Wahl-
beteiligung ist in den Orten mit starker deutscher«Bevolke-

rung fast durchweg auffällig hoch.·Es ist unter diesen-lim-
ständen schslechterdings unverständlich»wie es·das offiziose
Blatt der polnischen Regierung in seiner Kritik der Wahl-
ergebnisse fertig bringen konnte, zu behaupten, daß die ge-

ringe Wahlbeteiligutig mit »auf die. oppositionelle haltung
des ,,.f)itlerismus« zurückzuführen sei! Man kann »in diesem
un erechten Vorwurf der »Gazeta Polska nur denVersucherblicken, sich rechtzeitig einen neuen Vorwand fur
künftige Unterdrückungsmaßnahmenzu schaffen. uDieDeut-
schen in Polen haben im Bewußtseineiner staatsburgerlichen
Verpflichtung mit einem erheblichen Maße »von volkischer
S e l b st ü b e r w i n d u n g Kandidaten gewählt,die sie an

sich gar nichts angehen. Diese haltung gibt ihnen
ein moralisches Anrecht darauf, zu verlan-
gen, daß sich dieser Staat nun auch ihnen
gegenüber als loyalet Partner erweist,
selbst wenn es ihm schwer fallen sollte. Wenn
die polnische Presse das Bedürfnis hat, nach Gründenfur die

Perine Wahlbeteiligunzzu suchen, so hat sie anderswo Ge-

egengeitgenug, solche ründe zu finden. Jni Verhalten der

Deutschen liegen sie zweifellos nicht.

Ein Spiel mit Zahlen
Die polnische Regierungspresse bemüht sich, aus einem

Vergleich mit den Wahlen von 1930 eine starke Zunahme
der Regierungspartei glaubhaft zu machen. Sie stellt»da·biei
fest, damals hätten 5293 000 Wähler ihre Stimmen fur die

Regierungsliste abgegeben, diesmal asber hatten sich an der
Wahl 7576 000 Personen beteiligt, die Regierungspartei
habe also fast 2,3 Mill. Stimmen (= 43 v..f).) ewonnen.
Die Regierungs resse begeht bei dieser Art der ahlkritik
zwei grund ätzliche Fehler: Erstens geht es nicht
an, die hohe Zahl der ungültigen Stimmen-
die ja in der Wahlbeteiligungs iffer mitenthalten ist, einfach
für die Regierungsliste in nspruch zu nehmen;·und

zweitens ist es verkehrt, alle D e utsch en, U k r a i·n e r

u n d J u d e n kurzerhand zu Patteigängern des polnischen
Regierungsblockes zu stempeln, weil ihre bzw. ,,ishre«Kan-
didaten aus Gründen, die sie nicht zu ändern ver-mochten,
auf der Regierungsliste standen.

Nationaldemokrsatische Blätter. haben sich die Mühe ge-
macht, die Zahlen der ungültigen Stimmen in den einzelnen
Wahlkreisen zusammenzuzählen. Sie kommen zu dem Er-
gebnis, daß zwar 46,5 v. h. der Wahlberechtigten sich an der
Wahl beteiligt, aber nur etwa 36 v. h. der Wahl-
berechtigten gültige Stimmen abgegeben
hab-en. Diese Zahlen, die auch von kritisch eingestellten
Politikern des Regierungsblocks bestätigt werden, dürften
zutreffen. Das bedeutet, daß beinahe jeder vierte Wähler
einen ungültigen Stimmzettel in die Urne gesteckt hat.
Mithin sind nur etwa 5,9 Mill. gültige Stimm-
zettel abgegeben worden, aber etwa 1,7 Mill. un-

gültige! Außer den ungültigen sind noch die Stim-
men der nationalen Minderheiten von der
Gesamtzahl der Wahlbeteiligten abzuzählen, um die Zahl
der wirklichen Parteigänger des Regierungsblocks zu
erhalten. Man wird auf diese etwa zw ei Millio n e n

Stimmen rechnen können. Die Wahlbeteili-
gung war gerade in den am wenigsten pol-
nischen Gebieten am höchsten. Rechnet man die

ungültigen und die nichtpolnischen Stimmen von der
Gesamtzahl der Wahlbeteiligten asb, dann muß man zu
ganz anderen Ergebnissen komm-en als die Blätter der Re-
gierungspartei. Vielleicht hat der konservatioe ,,czas« recht,
wenn er schreibt, die hohe Wahlenthaltung sei für Polen
eine sehr ungünstige Erscheinung, da sie
zwar nicht ohne weiteres eine regierungsfeindliche Ein-
stellung der Massen, aber doch eine all emeine Jn-
teresselosigkeit am staatlichen eben bekunde.
Der Regierungsblock habe es nicht verstanden, einen engen
Kontakt msit dem Volke zu schaffen. Andere Regierungs-
blätter machen es sich mit ihrer Wahlkritik leichter. Dsie
einen meinen, daß Wetter war schuld; und die anderen
drehen den Spieß um und sagen, gerasde die Tatsache, daß
so wenig gewählt worden ist, sei ein Zeichen für die staatliche
K o n so l i d i e r u n g. (Zu singen nach der Melodie: Dein
Mund sagt ,,neiii«, doch deine Aug-en sagen ,,ja«.)

Der Sejm

Jn Warschau ist man von der neuen Wahlordnung
enttäuscht. Es ist schon davon die Rede, daß nach d er-

selben Ordnun nicht noch einmal gewählt
w e r d en wir d. as die Zusammensetzung des Sejms
anbelangt, so hat die Wahlorsdnung freilich ihre Dienste
getan· Das ist zunächst auch ein-mal die hauptfache gewesen.
Der neue Watschauet Sejm zählt 208 Abgeordnete, wie
verfassungsmäßig vorgesehen. Die Regierung kann, wenn

nicht etwa innere Spannung-en im Regierungsblock selber
austreten, völlig souverän über diese ,,Volksvertretung«ver-

fügen. Neben den Abgeordneten des Regierungsblocks, zu
denen auch einige ,,Wilde«, Sezessionisteii der oppositionellen
Parteien gehören, sitzen im Sejm nur noch 19 Ukrainer,
4 Juden, 1 Rüsse. Ein erheblicher Teil der Abgeordneten wir-d
von den Vertretern der »kleineren Leute« gestellt, also von

den politisch und weltanschaulich mehr nach links neigen-den
Bevölkerungsschichten.Wenn in Polen noch nach parlamen-
tarisch-demokratischer Manier regiert würde, und wenn der
Sejm noch die Rechte besäße, die er in der Blütezeit der
alten Verfassung besaß, dann müßte die kommende
Regierung ein Usebergsewicht dieser Linkskreise aufweisen.
Asber die Regierung hat heute nur noch sehr wenig mit dein
Sejm zu tun.

Das Memellaiid wählt am 29. September
Die ,,MeiiielläiidischeEiiiheitsliste«

,,Memelländerl Am 29· September ist Wahltag. Der

Zeitpunkt ist gekommen, daß jeder von uns sein Urteil
darüber abgeben kann, was seit der letzten Wahl, seit dem
4. Mai 1932, im Memelgebiet vor sich gegangen ist.
Memelländerl Die Entscheidung, um die es geht, ist so

folgenschwer, daß alles zurücktritt hinter der großen Frage,
vor der wir stehen. Weg mit Parteihader und Klassenkampfi
Weg mit dem Gedanken an Berufe und Stände, an Klassen
Und Schichtenl
·

Je schwerer die Not,- die uns drückt, desto enger müssen
slch Unsere Reihen schließeni Darum sollen nicht mehr

Stände, Klassen und Parteien im Landtag vertreten sein,
sondern der einmiitige Wille der Memelländer zur Durch-
führung unserer Autonomie.

.Die"Autonomie soll uns nicht ein Uebergang zur all-

mählichen Ausgabe unserer Eigenart sein, sondern sie ist uns

die starke Garantie unserer überlieferten Rechte und über-

lieferten Kultur nach dem Willen unserer Mehrheit.
,

Auf diesem Boden stehen die Kandidaten unserer Liste.
Jm übrigen gehören sie den verschiedensten Berufen»und

Patteirichtungen an; alle aber fühlen sich als Treuhansder
der. gesamten Mehrheit der Memelländer.

- Wir rufen daher alle unsere heimatgenossenauf,·gez
schlossen einzutreten für die Memelländische Einheitsliste. .
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Mit diesem Aufruf, der"von ekwa 1200 Memelländern
«

unterzeichnet war, hat das Memeldeutschtum vor aller
Welt zu erkennen ge -e-ben, daß es ihm bei dieser Wahl einzig
und allein um die ahrung der nationalen und kulturellen

Rechte seiner heimat geht. Auch früher schon hat es in der

Frage der Autonomie zwischen den verschiedenen deutschen
Parteilagern keine grundsätzlichen Meinungsverschieden-
heiten gegeben. Was das Mem-eldeutschtum aber in den

letzten anderthalb Jahren, seit
litauischen Zuchthausgesetzes, an Not und Leid, an Unter-

drückung-und Gewalt erfahren hat, das hat die Unter-
schiede, die früher noch die Aufrechterhaltung. verschiedener
deutscher Parteien zu rechtfertigen schien, vollends aus-

geglichen und überwunden. Jn der Memelländischen Ein-

heitsliste sind alle Parteien von gestern zu einem Ganzen
zusammengeschmolzen. Männer«die man früher ganz rechts
oder ganz links zu sehen gewohnt war, haben sichzusammen-

esunden. Jhre Not at einen gemeinsamen Ursprung: Die

Fremdherrschaftder chamaiten. Und ihre hoffnung gilt
einem gemeinsamen Ziel: der Deutscherhaltung ihrer memel-

ländischen heimat.
-

Litaiiisihc Spreiiguiigsverfiiche

Daß von litauischer Seite versucht werden würde, die

memelländische Einheit zu sprengen und ihr jede Werbung

unmöglichzu machen, war von vornherein zu erwarten.

Mit hil e der litauischen Behörden wer-den angeblich
«deutsche« Splitter g ru p p en auf die Beine gestellt,
um Verwirrung und Uneinigkeit in die deutsche-n Reihen zu

tragen. So hat ein in litauischen Diensten stehender Mann

namens S ahn w ald einen Aufruf erlassen, in dem er die

memelländischen Kriegsopfer zur Aufstellung einer be-
sonderen Kanididatenlifte aufforderte. Solche Leute wie

Sahnwalsd können die Litauer gebrauchen: Jn der Zeit der

französischenBesetzung war er durch die herausgabe oon

Falfchgeld in eine peinliche Affäre verwickelt; später gab er

mit hilfe Kauener Schmiergelder den «Memellän-dischen
Klookschieter« her-aus. Wie in diesem Falle, so hängt man

sich auf litauischer Seite im Kampf gegen die Einheitsfront
der Memelländer auch sonst recht gern ein ,,deutsrhes«
Mäntelchen um. Jm ,,Memeler Beo-liarhter«,dem Nachfolger
des kürzlicheingegangenen »Ostssee-Beobachters«,wird in
d eutscher Sprache gegen die deutsche Liste gehetzt. Auf
Flug-blättern gibt man dieser Sprache, die man anfonsten
auszurotten geschworen hat, der besseren Wirkung wegen
den Vorzug. Und auch auf den litauischen Kandidatenlisten
sind deutsche Namen beliebt; und wenn es nicht anders geht,
werden litauische Namen einfach verdeutscht. Daß in all

diesen Tarnungsversuchen ein Eingeständnis des deutschen
Charakters des Memellandes enthalten ift, scheinen die

litauischen Drahtzieher gar nicht zu merken. Sie wissen nur

eines: Wer sich der litauischen Sprache bedient, kann sicher
sein, daß im Memelland kein Mensch, der dort beheimatet
ift, auf ihn hört. Von litauischer Seite sind
sieben verschiedene Parteien aufgestellt
worden. Es gehen also acht Parteien zur
Wahl.

Neue Gewaltakte

Die Memelländer sind hellhörig geworden; sie lassen
ich durch die litauifchen Sirenenklänge nicht locken. Das

cheint man auch auf litauifcher Seite zu ahnen. Deshalb
verlegt man das Schwergewicht der »Wahlvorbereitungen«
nach wie vor aus die Mafsenseinbürgerung landfremder
Elemente und auf die Entrechtung der einheimischen Be-

völkerung. Als das einzige deutsche Blatt des Gebietes, das

»Memel-ländischeDampfboot«, am I. Sept. einen

Aufruf brachte, der die Wähler aufforderte, für den Wahl-
sonds der Einheitslifte zu spenden, wurde es von den

litausischenBehörden lb eschla gn ahmt.· Auch als es sich
danach ·an die lakonische Aufforderung beschränkte, die

Memellansdische Einheitsliste zu wählen, entging es der

wiederholten Beschlagnahnie nicht« Jrgendwelche kritische
Ausführungen, selbft die leiseften Andeutung-en, daß im

Memelgesbiet nicht alles so ift, wie. es sein sollte, sind ihm
unter der Geltung des Kriegszustandes ein für allemal

völliäzunmöglich gemacht.
-

ier Kandidaten der Memellänsdischen Einheitsliste,
dem früheren Präsidenten des Direktoriums, Dr. Schrei-
ber, dem früheren Oberbürgermeister von Memel, Dr.
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dem Inkrafttreten des-

Litauen o tiert.

Brindlinger, dem Gerichtsdirektor Dr. Treichler
und dem Landwirt Trauschies wurde durch den
Gouverneur die litauische Staatsangehörig-
keit a«berkannt. Der deutschen Liste wurden damit
vier ihrer wichtigsten Namen genommen. Dr. Brindlinger
ließ sich im Jahre 1922 als Rechtsanwalt und Notar im
Memelland nieder. Als Abgeordneter gehörte er dem dritten
Memelländischen Landtag an und wurde 1931 mit großer
Mehrheit zum Oberbürgermeister von Mem-el gewählt. Von
diesem Posten wurde er am 8. Juli 1934 durch das ungefetz-
liche Direktorium Reisgys gewaltsam entfernt. Von den
ordentlichen Gerichten des Memellandes wurde dem
Direktorium die Gesetzwidrigkeit der Amtsenthebung be-

stätigt. Dr. Brindlinger hat als Notar Beamteneigenschaft.
Er hat auf Grund des deutsch-litauischen Optionsvertrages
im Jahr-e 1925 für Litauen optiert. Der Gouverneur ist
nicht berechtigt, ihm die litauische Staatsangehörigkeit ab-

zuerkennen. hierzu ist ausschließlich das im Optionsvertrag
vorgesehene deutsch-.litauische Schiedsgericht befugt. Dr.

Schrei-ber, der Spitzenkandidat der Memellänsdifchen Ein-

heitsliste, ist ebenfalls schon lange vor dem Inkrafttreten
der Memelkonvention im Memelland. ansäsfig gewesen.
Bisher ist seine litauische Staatsangehörigkeit niemals in
Zweifel gezogen worden. Er hat als Beamter einer öffent-
lich-rechtlichen Körperschaft im Jahre 1925 gleichfalls für

Der Gouverneur hat, indem er ihm die

litauische taatsangehörigkeit bestritt, also auch in diesem
Falle gegen den deutsch-litauischen Optionsvertrag ver-

stoßen. Es ist selbstverständlich,daß das Deutsche Reich gegen
derartige Amtsanmaßungen zu gegebener Zeit mit den

geeigneten Mitteln vorgehen wir-d.

Seelenkaiif
Je näher dser Wahltag heranrückt, um so großzügiger

werden die Litauer mit ihren Versprechungen. Da ihre
»Leistungen« nicht zu überzeugen und ihre Worte nicht zu
überreden ver-mögen, suchen sie die memelländischen Seelen

zu kaufen. Das litauischeDirektorium veröffentlichte in der

memelländischen Presse eine Notiz, in der es mitteilte, daß
es vom 1. August bis zum 31. Dezember 1935 für jedes
Bacoiischwein, das dser »Ljetuisos Eksportas« abgeliefert wird,
eine Prämie von 10 Lit »aus den von ihm ge-
machten Ersparnissen« auszahlen werde. Die Auszahlung
werde durch die Landräte erfolgen; diese sollen jedoch be-.

rechtigt sein, in jedem Falle bis zu 50 v. h. des Betrag-es
für etwa rückständige Steuern einzusbehalten. Durch ein

ähnliches Manöoer versuchen die Litauer, sich bei Bauern
des Kreises heydekrug beliebt zu machen. Dort haben sie
den Bauern den Bau einer Spritfabrik ver-

spr o ch en, die ihnen ihre Kartoffeln zu günstigen Preisen
asbnehmen werde. Die Memelländer werden

fidzdurch solche
Lockungen kaum umstimmen lassen. Dau aben sie die

Schamaiten doch zu gut kennen gelernt. ie werden nicht
vergessen, daß die furchtbare Not, in die sie geraten find,
von denselben Litauern verschuldet worden ift, die ihnen
jetzt für ein paar Groschen ihre Stimmen abkaufen möchten-
Sie wissen genau, daß sie-eine wirkliche Beseiti ung ihrer
Not nicht von litauischer, sondern nur vondeutcher Seite

u erwarten haben, daß es nur in Deutschland lohnenden
ibsatz für ihre Erzeugnisse gibt, daß nur Deutschlandihnen

die Sicherheit ihrer wirtschaftlichen und volklschenExistenz
zu geben vermag. Jede hilse von litauischer Seite kann

bestenfalls nur eine kurze, vorübergehende Erleichterung
bieten; sie kuriert nur an den Symptomeks herum- kommt

jedoch niemals an den herd der·Krankheit heran- Die

Krankheit aber heißt: Litauen.

Die Vercleiiduiig des Mcmclgcbietcs

Nach Angasben des Statistischen Amtes in Kauen ist im
Memelgebiet im Laufe des Jahres 1934 ein

Drittel aller industriellen Betriebe ge-

schlo s s e n worden. Nur fünf industrielle Betriebe wurden

neu eröffnet. Von den 75 industriellen Betrieben des Memel-
gebietes find im vorigen Jahre eingegangen: ·eineTorffaibrik,
neun Ziegeleien, eine Bernfteinfabrik, zwei Metallwarens
fabriken, eine Lederverarsbeitungsfabrik, zwei mechanische
Reparaturwerkstätten, eine Kistenfabxlh VMJ Sagemuhlen
und vier andere kleinere Betriebe mit insgesamt
1168 Arbeitern.
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Taitloiiaieiten oeoeii Danzig und feine Regierung
Das ganze deutsche Danzig empfand in den Tagen, in

denen der Panzerkreuzer »Admiral Scheer« im Danziger
HAer lag, die tiefe, mehr als bloß gefühlsmäßige Ver-

bundenheit mit dem Reich. Wenn verschiedene Kreise den
deutschen Kriegsschiffsbesuch für eine passende Gelegenheit
hielten, um gegen diese Verbisndenheit zii demonstrieren, so
haben sie damit nicht nur einen erstaunlichen Mangel an
Taktgesühl, sondern auch eine verwunderliche »Unfahigkeit,
sich in unabänsderliche Tatsachen zu fügen, bewiesen. Noch
ehe sich ein Vertreter der Danziger Regierung an Bord des
deutschen Kriegsschiffes begeben hatte, machte sich dorttein
polnischer Zeremonienmeister bemerkbar. Das polnische
Kanonenboot ,,wiclier" war eigens zu dem Zweck aus

Gdingen herübergekomme-n, den reichsdeiitschen Besuch
zu ,,begrüßen«. Es sollte damit zum Ausdruck gebracht
werden, daß Polen sich als der eigentliche herr im Danziger
hause fühlt, und daß es ihm mit der Würde der erlauchten
Republik nicht vereinbar scheint, Danzig die vollwertige
Eigenstaatlichkeit zuzuerkennen. Es laßt sichnicht feststellen,
ob sich die Polen wirklich dem Wahne hingeben, daß die

Vertreter der deutschen Kriegsmiarine nicht zwischen dem

Benehmen eines ausdringlichen Portiers und· der Ruhe
eines selbstbewußtenhausherrn einen sauberlichen Unter-

schied zu machen verstehen.

Damit könnte man den Zwischenfall als erledigt be-

trachten· Er hat jedoch noch eine andere Seite. Polnischer-
seits wird behauptet, daß man Wert darauf lege, mit

Danzig zu einer geordneten Zusammenarbeit zu kommen.
Wenn diese Behauptung mehr als eine Redensart sein soll,
wird Polen gut daran tun, alles zu vermeiden, was geeignet
ist, als herrschaftsanspruch über die Freie Stadt verstanden

u werden. Die Ereignisse der letzten Monate sollten die

Zzoleneigentlich davon überzeugt haben, daß die Geltend-

machung eines derartigen Anspruches sehr leicht Folgen
zeitigen kann, die das gerade Gegenteil der von Warschau
beabsichtigten Wirkungen sind. Eine siir beide Teile nutz-
bringende Annäherung zwischen Danzig und Polen setzt

eute noch mehr als in früheren Jahren den unbedingt
FreienEntschluß beider Partner voraus. Es ist ungeschickt-
dem Partner, mit dem man sich soeben an einen Tisch gesetzt
hat, mit einem Kanonenboot über die Fuße zu fahren.

Es wird in Danzig ganz gewiß auch nicht als Beweis
besonderer Klugheit aufgefaßt werden, wenn sich.just zu

derselben Zeit der polnische handelsminister
Za rzycki, auf dessen Konto die ag ressiveZollverord-
nung vom 20. Juli zu buchen ist, nach dingen be ibt, um

dort eine Rede gegen Danzig zu halten. Zarzycki »-atdort

u. a. gesagt: ,,. . . Leider will Danzig absolut.nicht be-

gregemdaß seine frü ere Monopolstellung unwiderruflich
u nsde ist, unsd daß olen allein fertig werden

ann, sogar dann, wenn es alle seine Waren
zurVerladung nach Gdingen schicken mußtez
Diese Feststellung ist sehr interessant. Man wird sie sich fur
spätere Fälle merken müssen. Denn für die künftige Be-
handlung der Danziger Frage·konnensich aus ihr gewisse
Möglichkeiten ergeben, an die Zarzycki vermutlich im

Augenblick gar nicht gedacht hat.

,

Ein peinlicherZwischenfallhatsich auchim
Hause des Völkerbundskommissars Sean
L est e r ereignet. Dort sollte aus

Anlaå
des Besuches des

Panzerkreuzers ,,A-dmiral Scheer« ein bendempfang ver-

anstaltet werden« Er fand jedoch ein vorzeitiges Ende. Zu

seiner Verwunderung mußte Senatspräsident G re ise r

nämlich entdecken, daß zu diesem Empfang auch eine Reihe
von Personen erschienen, deren Gesellschaft zu teilen ihm, als
dem verantwortlichen Leiter der Danziger Regierung, nicht
zugemutet werden konnte. Er verabschiedete sich kurz und

verließ das haus des Völkersbundskommissars Seinem Bei-
spiel folgten die übrigen offiziellen Danziger Gäste, die

Senatoren, der Gerichtspräsident, der Landessorstmseister,
der Rektor der hochschule usw. A u ch d e r K o m m a n -

dant des »Admiral Scheer« und seine
Offiziere zogen sich kurz darauf zurück. Es
blieben Dr. Rauschning und die Vertreter der

Danziger Oppositionsparteien. Es ist zum
mindesten eine grobe Taktlosigkeit des Kom-

missars, den reichsdeutschen Gästen, zu deren Ehren der
Abend veranstaltet wurde, und den offiziellen Vertretern
des Danziger Freistaates die Anwesenheit von Leuten zu-
uniuten, 'deren feindselige Einstellung zur national-

sozialistischenRegierung
niemandem mehr unbekannt sein

kann. Es bestand für ester weder eine politische, noch eine

gesellschaftlicheNotwendigkeit, die Vertreter der Oppositions-
parteien zu laden. Ueber die peinliche Situation, die er

durch sein Verhalten hervorrufen mußte, konnte er sich von

vornherein klar«sein.

Der Völkerbundskommissar hätte vor seinem Empfang
nocheinmal die letzte Rede des Senatspräsi-
d enten durchlesen sollen, in der sich dieser in völlig ein-

deutiger Form mit der Opposition, die die Auflösung des

Volkstages verlangte, auseinandergesetzt hat: »Wie stellt
niaii sich denn eine solche neue Regierung überhaupt vor?
Ein Konglomerat von ewig-gestriger Ueberheblichkeit zu-
sammen mit Politikern, die den Deckmantel der Religion
zum Ausgleich mangelnder völkischer Kräfte vorschieben,
und in der Bundesgenossenschaft voii Gottesleugnern iind

Gesellen, die ihr Vaterland nicht kennen wollen, das

Deutschlandheißt, bis hinüber zu den bolschewistischen Zer-
störern jeder deutschen Gesinnungsart unsd Religionsaus-
fassung ist uns wahrhaftig nicht gut genug, um aus das

deutsche Danzig losgelassen zu werden. Ein solches Gremium
hat nur eines gemeinsam, was sie über Standes-, Klassen-
und Religionsunterschiede verbindet, das ist ihr gemeinsamer
haß gegen das nationalsozialistische Deutschland. . . Jch bin
mir der Verantwortung bewußt«, siihr der Seniatspräsident
dann fort, »wenn ich Ihnen, meine herren von der

Opposition, erkläre, daß, solange ich Präsident bin, es keinem
von Ihnen, auch wenn Sie alle verfügbaren Register ziehen,

elingen wird, diese Regierung zu stürzen . . National-

Pozialistengeben die einmal errungene Machtposition im
Staate nicht auf. Sie sind der unerschütterlicheFelsblock,
gegen den Sie unter Ausnutzung aller parlamentarischen
und verfassungsmäßigen Mittel weiterhin anrennen können,
und an dem Sie sich, so wahr ich hier vor Jhnen stehe, eines

Tag-es den Schädel einrennen werden« — hat der Völker-

bundskommissar etwa gedacht, daß der Senatspräsident sich
in seinem hause mit den Vertretern der Oppositionsparteien
bei einem Gläschen Wein zusammensetzen würde, um ihnen
unter vier Augen zu versichern, daß das ja alles gar nicht so
schlimm gemeint gewesen sei, was er da am 26. August im

Volkstag gesagt hat? Er scheint noch eine höchstunzuläng-
liche Vorstellung vom Nationalsozialismus zu haben. Etwas

weniger Umgang mit den Vertretern der Oppositions-
parteien wäre seiner diplomatischen Schulung wahrscheinlich
nicht schädlichgewesen.

W
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Die politischen Hochschulpläne »in Pommerellen
Der Direktor des Bsaltischen Instituts in Thom,

Dr. Iosef Borowik, hat vor kurzem dem polnischen
Kiiltiisminister Iendrzejewicz eine Denkschrift über-
reicht, in der er den s on seit langem erörterten Plan einer

Universitätfür ommerellenerörtert. Er wurde
bei dieser Gelegenheit vom Kultusminister empfangen und

anschließen-dvon einem Vertreter des ,,Dzien Pomorskj« über

seine hochschulpläne befragt. Im wesentlichen führte
Dr. Borowik folgendes aus: Zwei Drittel der Wojewosd-
schaft Pommerellen lägen außerhalb des Aktionsradius einer

Universitätsstadt. Aehnlich ungünstig seien die Verhältnisse
nur noch in Polesien und im nördlichen -Wolhynien. Was
die Denkschrift, die er dem Minister überreicht hat, anlange,
so sei diese im engsten Einvernehmen mit dem pommerelli-
schen Wofewoden K i rtiklis zustandegekommen Auch
befinde er, Borowsik, sich in dieser Frage in ständig-er enger
Fühlung mit dem Armeeinspekteur General Norwid-

N e u g e b a u e r und dem Bischof von Kulm, Dr, St-anis-
laus O k o nie w s ki, die bei-de, ebenso wie der Wojewo·de,
dem Kuratorium des Bsaltischen Institutes angehören. Eine

hochschule für Pomsmerellen hält Borowik aus folgenden
Gründen für notwendig: Gegen die wirtschaftliche Kon-

kurrenz des Auslandes könne man mit Erfolg Zollschranken
und Einfuhrverbote anwenden. Gegen die geistigen Strö-
mu-ngen, die aus dem Auslande her-einkommen, aber könne
man keine Zoll- und Berbotsniauern errichten, sondern
müsse man eigene heimische Kulturzentren schaffen. Kaum
ein anderes Gebiet Polens besitze so sehr wie Pommierellem
in dem sich germanische, baltische und slawische Einflüffe
durchkreuzten, die Voraussetzungen dafür, eine Region
eigener Kulturprägung zu bilden. Polen sei ein an der Ost-
ssee gelegener Staat, und es besitze ein-e klare wirtschaftliche
Orientierung aufs Meer. Ueibesrall träten im wirtschaftlichen
und politischen Leben groß-e Problem-e und kleine Alltags-

«

fraigen hervor, die mit dem ,,Ostseecharakter« des polnischen
Staates oder mit der seewärtigen Richtung der polnischen
Wirtschaft in Verbindung stehen. Die Lebenserfahrung und
dsas Wissen der polnischen Allgemeinheit aber sei in dieser
hinsicht noch nicht genügend entfaltet, und das Bildungs-
wesen Polens, besonders dsas höhere, trage der grund-

legende-n Veränderung, die das polnische Leben durch die

Ausdehnung des Staates zum Meere erfahren habe, noch
nicht hinreichensd Rechnung. Ein-er pommerellischen hoch-
schule falle die dreifache Aufgabe zu, die polnische Kultur
in Pommerellen zu vertiefen und zu schützen,den polnischen
Zugang zum Meere wirtschaftlich und politisch zu festigen
und für die kulturelle und wirtschaftlich-e Zusammenarbeit
mit den anderen baltischen Staaten zu sorgen (wobei er--

wähnt werden muß, daß Deutschland nach polnischer Auf-
fassung kein Ostseestaat ist). Demgemäß müßte eine

pommerellische hochschule ein dreifaches Gesicht haben, ein

pommerellenkund-liches, ein baltisches und ein wirtschaftlich-
m.aritimes. Das pommerellenkundlicheStudium
habe in den künftigen Lehrern, Beamten usw. die Kenntniffe
der Geschichte und Geographie, der wirtschaftlichen und

politischen Beziehungen Nordwestpolens zu vertiefen. D as

b altisch e Stu d i u m habe Spezialisten auf dem Gebiete
der baltischen und skandinavischen Probleme auszubilden,
d. h. die Kenntnis der Sprachen und Literaturen, der Kultur
und Wirtschaft der Ostseeländer zu vermitteln. Schließlich
habe das wirtschaftlich-maritime Studium
Sachkenner für den polnischen Uesberseehandel usw. herau-
zubilden. Es sei nicht notwendig, meint-e Borowik weiter,
daß diese «Schule für Politische und Wirtschaftliche Wissen-
schaften«,die diese drei Aufgaben zu erfüllen habe, sofort als

Ganzes entstehe. Es sei möglich, sie etappenweise
auszubauen und jede ihrer Abteilung-en an einer für sie be-

sonders geeigneten Stelle zu errichten. Der Kultusminister,—
teilte Borowik mit, interessiere sich lebhaft für diese Frage;
er habe seine volle moralisch-e Unterstützung und die hilfe
der untergeordneten Organe besi der Durchführung der not-

wensdigen Vorarbeiten versprochen, wobei er es für zweck-
mäßig halte, daß das Valtischse Institut in Thorn den

Grundstock der geplanten hochschule bilde. — Es scheint also
mit einer regeren Tätigkeit in dser pomnierellischen hochschw-
frag-e zu rechnen zu sein. Daß dasBaltische Institut
den Grundstock bildet, ist für die geplante hoch-
schule allerdings keine Empfehlung in

wissenschaftlicher hinsicht. Wie die Wissenschaft
des Thorner Institutes aussieht, ist bekannt.

Vorstöße gegen das deutsche Schulwesen in Poer
Mit dem Beginn des neuen Schuljahres in Polen hsat

sich die Zahl der deutschen Schulen durch das Eingreifen
dser polnischen Behörden weiter verringert. Vier einklassigen
deutschen Schulen wurde dadurch, daß ihnen die Schulräume
genommen wurden, die Fortführung des Unterrichtsbetriebes
unmöglich gemacht. Die von 26 Kindern besuchte deutsche
Privatschule in Lubin, Kreis Kosten, mußte eschlossen
werden, weil die in einem Privathause zur erfiigung
stehenden Schiilräume für »unzulänglich« erklärt worden
waren. Die deutschen Privatschulen in K a u mthal (Grze-
b-ienisko), Kreis Samter, in Mich els d o rf (Michalcza),
Kreis Gnesen, und in N e uhau sen (Gonice), Kreis

Wreschen, die von 30, 65 bzw. 25 Kindern besucht wurden,
mußten geschlossen werden, weil ihnen die bisher zur Ver-

fügung stehenden kommunalen Räume entzogen worden
waren. Im ganzen haben auf diese Weise
wieder 146 deutsche Kinder ihre deutschen
Schulen verloren.

Auch die seit Iahren angewandte Methode, den deutschen
Gemeinden ihre volkseigenen Lehrkräfte zu entziehen, hat
mit Beginn des neuen Schuljahres unter den deutschen
Lehrern des Posener Lan-des wieder ein Opsfer gefordert.
Der Lehrer heinrich Gottfried, der vom No-
vember 1f927bis zum Iuli 1935 die deutsche Bolksschule in

Ne·tzheim, Kreis Schubin, leitete, ist ohne Angsasbe von

Grunden in ein kongreßpolnischesNest namens Borzykowo
bei Petrikau v ersetzt worden.

·
Einige weitere Vorftöße gegen das deutsch-eSchulwesen

im Posenschen konnten, wenigstens teilweise und vorläufig,
abgewehrt werden. Die staatliche Volksschule mit deutscher
Unterrichtssprache in Spital,,Kreis hohensalza, die seit
150 Iahren besteht und z. Zi. von 42 Kindern besuchstwird,
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sollte geschlossen und die deutschen Kinder sollten an die

staatliche Volksschule mit politischer Unterrichtssprachie in

Eigenheim (Gaski) überwiesen werd-en. Der Kreisschulinspektor
erklärte, daß eine Schließung nicht beabsichtigt sei; jedoch
sei das Schulgebäude in Spital so baufällig, daß sich die

Notwendigkeit ergebe, die deutschen Kinder dieser Gemeinde
in die polnische Schule in Eigenheim zu über-

weisen; dortwerde ihnen ein Schulraum für ihren
deutschsprachigen Unterricht bereitgestell·t
wer-den. Die deutsche Elternschaft, die alle geforderten
Jnstandsetzungsarbeiten gewissenhiaft durchgeführt hat,

foeigertsich, die Kinder nach Eigenheim zu
ch i ck e n.

In starke Unruhe wurden auch die Eltern der deutschen
Kinder in Krossen, Kreis Bromberg, in Kakulin, Kreis

Wongrowitz, in Waldesruh (Dasbie), Kreis hohensalza, und
in Strean durch die Nachricht versetzt»daßdie dortigen
deutschen Schulen bzw. Schulklassen (m«it je rund 40 Kind-ern)-
geschlossen wer-den sollen. Im Falle W ald e s r uh hat der

Kreisschulinspektor erklärt, daß d e r d e u t s ch e S ch u l -

betrieb erhalten bleibe und wie bisher gottgeführtwerde; es sei jedoch beabsichtigt, eine sechsklassige olksschule
am Ort zu errichten, in der diann der Unterricht so geregelt
werden soll, daß die deutschen Kinder in d e n e r st e n vie r
Klassen deutschen Unterricht erhalten, in den
bei-den oberen aber in polnifcher Sprache
u n t e r richtet werden sollen. Der deutscheCharakter der

Schule ist hier also für die Zukunft Refährdet
Was mit

den Schulen in Kakulin und in rossen ges ehen
wird, steht noch nicht fest. Dagegen hat die deutsch-e lasse
der polnischen Schule in Streln o den UnterrichtsbetriebT
wieder aufnehme-n können.



Vier neue deutsche Schulen
Der zähen Ausdauer und Opferbereit chaft der deutschen

Volksgruppe ist es gelungen, mit dem eginn des neuen

Schuljahres nsach jahrelangen Bemühungenan vier Orten
neue deutsche Privatschulen ihrer Bestimmung
zu übergeben: je zwei Schulen in Pommerellen unsd in Ost-
oberschlesien, iind war in Konitz und Dir.schau,bzw. Pleß
und Chwalloswitz. ohlgemerktHEssind nicht neue deutsche
Unterrichtsbetrie be, die eröffnet worden sind»,sondern
neue Schul g e b ä u d e , dsie ihrer Bestimmung ubsergeben
wurden, und die Fortführung bestehender b w. Wieder-
eröffniung früher geschlossener deutscher

· chulbetriesbe
ermöglichen. Jm Falle Pleß handelt es sich um eine

modern eingerichtete siebenklassige Bolksschule
mit Tiirnhalle usw-, in die nunmehr die deutschen Kinder
einziehen werden. Jn E h w allo w i tz handelt es sich um

einen Schulban, der neben zw ei Klasse n einen gut aus-
estatteten d e ii t s ch e n K i n d e r g a»r te n beherbergt Die

ächulewird gegenwärtig von 100 Schulern und der Kinder-

garten von 45 deutsche-n Kindern besucht-·Um die deutschen
Schulen in Konitz und Dirschau ging ein jahrelanger
hartnäckiger Kampf. Jm Jahre 1920 hatten die beiden

Städte, nachdem die dortigen Deutschen ihre alten Schul-
gebäiisde an die neuen polnischen herren hatten abgeben
müssen, deutsche Privatschulen erhalten. Den Rucktritt des

Dirschauer und den Tod des Konitzer Schulleiters benutzten
die polnischen Behörden, um im Jahre 1«931zuna st die

Dirichauer und im folgenden Jahre auch die Konitzer nstalt
zu schließen. Die erstere war damals von etwa 170, die

andere von etwa 220 deutschen Schiilern besticht.Mehrere
Jahre hindurch weigerten die polnischen Veshorden sich, dem

steten Drängen der deutschen Eltern und Schulveveine nach-
zugeben. Unter den merkwürdigsten Vorwänden wurden deren
immer wiederholte Eingaben, Vorschläge und Beschwerden
abgelehnt oder verschleppt. Für die Glaubwürdigkeit der im
Falle Dirschau zuständigen polnischen Schiilbehörde ist vor

allem folgender Umstand bezeichnend: «Die deutsche Anstalt
wurde mit der Begründung geschlossen, daß das St. Georgs-.
hospital, in dem sie untergebracht war, den baulichen Vor-.
schriften, die an ein Schulgebäude gestellt werden müßten,
nicht mehr genüge. Diese Begründung, die der Behörde gut
genug war, um für die Schließung einer deutschen Schule
herziihalten, hinderte dieselbe Behörde kurz-e Zeit daraus

freilichnicht, im St. Georgshospital eine polnische handels-
chule unterzubringen. Auch nach-dem schließlich die Er-

richtung eines neuen deutschen Schulgebäudes in Dirschau
genehmigt worden war, fanden die zuständigen polnischen
Stellen noch allerlei Mittel, die Eröffnung zu verzögern.-
So kamen sie, als das Gebäude schon fertiggestellt war,
dahinter, daß noch ein Luftschutzkeller eingebaut werden
muß; es mußten also noch einmal kostspielige Umbauten
vorgenommen wer-den. Die anetriebnahme dser Schule
zögerte sich auf diese Weise bis Anfang September d. Js;
hinaus. Geschlossen wurden die

«

deutschen Schulen in
Dirschau und Konitz seinerzeit als sog. «höhere Schulen«·j..
Jetzt sind sie als iebenklassige Volksschulen wieder-
eröffnet worden. Sie sind in einfachen, aber schönen Ge-
bäuden untergebracht und, das trifft vor allem für die
Dirfchauer Schule zu, mit allen hilfsmitteln eines modernen
Schulbetriebes ausgestattet. Die Dirschaiier Anstalt hat den
Namen ,,Eichendorff-Schule« erhalten.

Oftland-Chronik
Verfall des Schulwesens in Polen

Der ,,lliistrowaiizs Kurier codzieiiny« hat in letzter Zeit
in verschiedenen Artikeln seinen Bedenken und Sorgen üsber
die Entwicklung des Schulwesens in Polen
Ausdruck gegeben. So hat er aus den Urteilen von Lehrern
festgestellt, daß der Schulzwang durchgus nicht
so allgemein durchgeführt wird, wie es die

Bestimmungen erfordern. Ein Lehrer -aus Ga-
l iz i e ii berichtet z. B., daß dort »nur die Kinder zur Schule
kommen, die kommen wollen, und die, die kommen, lernen
nur dann, wenn es ihnen paßt«.Die Eltern halten die Kinder
im hause zurück,obwohl es an Arbeitskräftennicht mangele,
ja geradezu ein Uebermaß von Arbeitskraften vorhanden sei.
Viele Kinder schlössenihre Ausbildung n«ach··2·oder3 Schul-
fahren ab und seien dann so eine Art ,,ruckfall»iger»Analphsa-
beten«, weil sie Lesen und Schreiben nicht grundlich gelernt
haben. Aber auch . aus W e st p o l e n, aus »derPosener
Wojewodschaft, läßt sich die Krakauer Zeitunguber ahiiliche
Zustände berichten. Auch dort werde a uf ein Lan d·e
der Schulzwang nicht ein ehalteii. Weil· die
»Schulstatistik in Ordnung sein müsse, würden auch unfahige
Kinder von Klasse zu Klasse versetzt, und »wenn sie die

Schule verlassen, können sie nicht ordentlich lesen und

schreiben«. Die Lehrer bestätigen aus ihren Erfahrungen,
daß das jugendliche Verbrechertum zugleich mit
der wachsenden Zahl der Analphabeten in Polen steigt.
Während nach den amtlichen Statistiken bisher der

größte Prozentsatz der Analphabeten in den östlichenWofe-
wodschaften zu finden war, berichtet der ,,lliistrowany Kurier
(Ii)iizieimy« über ein Anwachsen des Analpha-
betentums auch in den südlichen Wojewod-
schaften und stellt dazu fest, daß gerade diese Wojewod-
schasten auf dein Gebiet des Schulwesens eine

«herrli2e
Ge-

schichte aufzuweisen«haben. »Die damalige galizische elbst-
verwaltung brachte das Schul- und Bildungswesen auf eine
sehr hohe Stufe und konnte sich der immer stärkeren Abnahme
der ahl der Analphabeten rühmen, so daß vor dem Krie e

das· nalphabetentum in Kleinpolen»,namentlich in Wes-
galizien, gan erloschen war (?).« Die Zeitun fordert, daß
»die Notwensgigkeitheutein der Zeit der Krifeim Staats-

aushalt zu sparen, sich nicht in der steigen-denZahl der
nalphabeten äußern dürfe«. Sie klagt über die ,,allzu vielen

Doktrinen und Programme«. »Die S ch u le n sin d v i e l-
fach. in große Versiichslaboratorien ver-.
w a n d e lt w o r d en , wo Berufene und Unberufew Ver-
suche der verschiedensten Art durchführen . . . Die imposanteis
Schulgebäude mit ihrem palastähnlichen Aussehen sind n u r
e in e F a s s a d e , hinter der sich leider die Stockung im
Kampf mit dem Analphabetentum verbirgt.«

Die Aufstandsführet tagteii
Am 1. September traten die früheren Führer

des Posener Aufstandes, die Leiter der ehemaligen
Volkswehren, Volksräte und geheimen Organisationen, zu
einer Tagung zusammen. Man war sich auf dieser Tagung
eini darüber, daß es notwendig sei, e i ne u m f a s s en d e

Ge ch»ichte ·des Posener Aufstandes zu
sch r e i ben. Eine solche Geschichte gebe es heute noch nicht,
obwohl eine Menge Material esammelt word-en sei. Es
sei zwar schon eine Aufstandsge chichte erschienen. Aber ihr
Verfasser sei ein galizischer Jude namens Wie-
licz k i e r , der sich für den Gebrauch in Posen den Namen
«Wieliczka« beigebogen hasbe. Dieser ,,historiker« habe das
in ihn gesetzte Vertrauen enttäuscht. Die Tagung nahm eine

Entschließung an, in der sie ihre-peinliche Verwunderung
darüber zum Ausdruck brachte, daß sich Leute finden
konnten, die es für richtig hielten, die Bearbeitung der
Posen-er Aufstandsgeschichte einem Juden zu übertrageii.-
Das ist eine Spitze gegen die polnischen Regieriiiigskreise,
die für die Wahl des Verfassers wohl verantwortlich sind.
Auch sonst trug die Tagung eine den Warschauern nicht
eben freundliche Gesinnung zur Schau. So wurde u. a-
sdarüiber Klage geführt, daß die ehemaligen Teil-
nehmer am Posener Ausstand in letzter Zeit
immer me r unter den verschiedensten Vor-wänden aus

ihren tellungen herausgedrängt und

durch Leute ersetztwürden,die sich niemals

Lurtt
die Freiheit Westpolens eingesetzt

a en.

Das Thoriier Diakoiiisseiihaus
Durch Verfügung des

pommerellisZenWojewoden
wurde vor längerer Zeit das Thorner iakonissen-
Wiss-« das einzige Krankenhaus der Deutschen in

. horn und Umgebung, seinem rechtmäßigenBesitzer, dem
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Thorner Diakonissenkrankenhaus-Verein, weg enommen und

dem Kreisausschuß übergeben. Gegen diese ersügung war

sofort beim Warschauer J n n e n m in ist e r i u m Einspruch
erhoben worden. Dieses hat nunmehr die Verfügung des

Wojewoden be stätig t. Die Angelegenheit ist damit noch
nicht erledigt. Die Rechtsmittel des Vereins sind noch nicht
erschöpft. Trotzdem ist die Leitung des Krankenhauses
bereits vor Monaten in polnische hände übergegangen, und

an die Stelle der deutschen Diakonissen sind bereits polnische
Schwestern aus Warschau getreten. Jm Zeichen der An-

näherung . . .

Dr. Pan klagt
Die Charakteristik, die der polnische hauptmann K a n -

tor in seinem Buche »Die Kämpe um das Teschener
Schlesien in den Jahren 1914 bis 1920« von dem ehemaligen
Senator Dr. P a nt gegeben hat (»Ostlan-d«Nr. 17, S. 198),
hat diesen dazu veranlaßt, sich in seinem Blatt »Der Deutsche
Hin Polen« von Kantor ein neues und natürlich besseres
Zeugnis ausstellen zu lassen. Das Kantorsche Buch ist vor

isünf Jahren erschienen. Wenn man bedenkt, wie sich
Dr. Pant in dieser Zeit politisch entpuppt hat, ist es an sich
verständlich, wenn Kantor es bedauert, damals so hart und

abfällig über ihn geurteilt zu haben. Die »Kattowitzer
Zeitung« weist darauf hin, daß das damalige Urteil Kantors

wohl mehr Anspruch auf Glaubwürdigkeit erheben kann, als

das heutige, das den Zeitumständen entsprechend »revidiert«
worden ist. Sie schreibt u. a.: »Gestützt auf das im

,Deutschen«veröffentlichte Dokument, hat F) e r r. Dr. P a nt

gegen
die ,Kattowitzer Zeitung« gerichtliche

lage veranlaßt. Wir werden zu dem Termin mit
»den buchmäßig festgelegten Erinnerungen Kantors kommen

und mit einer Darlegung, welchem von den beiden Doku-

menten des gleichen Verfassers logischerweise mehr Wert

beizumessen ist-«

Denksch-polnischer Handwerkerauslausch
Kürzlich hielt sich Reichshandwerksmeister

S chmidt zu einem mehrtägigen Besuch in Warschau auf.
Der Zweck des Besuches war, mit den Führern des polnischen
handwerks Fühlung zu nehmen« Zugleich überbrachte
Schmidt die Einladung zu dem in den ersten Oktobertagen
in Berlin stattfindenden Jnternationalen hand-
w e r k e r k o n g r e ß. Die Spitzenorganisation des polni-
schen handwerks stellte ihren Beitritt zum Jnternationalen
Handwerksinstitut grundsätzlich in Aussicht. Zwischen dem

deutschen und dem polnischen handwerk— ist eine engere

Fühlungnahme vereinbart worden. U. a. ist man überein-

gekommen, einen Austausch deutscher und pol-
n i s ch e r h a n d w e r k e r vorzunehmen. Bereits in

nächster Zeit sollen 20 bis 30 polnsischehandwerker für einige
Zeit nach Deutschland kommen, um hier praktisch in Hand-
we:·ksbetrieb«en zu arbeiten. Umgekeglrtsollen auch einige
sdeutsche handwerker zu einem kurzen ufenthalt nach Polen
gesandt werden.

Umbildung der litauischen Regierung
Die blutigen Bauernunruhen im südlichen Litauen

haben den Anstoß zu einst Umbildung der Kauener
R e g i e r u n g gegeben. Der langjährige Jnnenminister
Oberst R ust e i k a und der seit 1926 amtierende Landwirt-

schaftsminister Aleks a sind zurückgetreten. Zum Jnnen-
minister wurde der bisherige Chef der Kauener Garnison,
Generalleutnant Julius C a p e i k a s , ernannt. Die Rach-
folge Aleksas trat der Landwsirt B utvin s k l i s an.

Es konnte natürlich nicht aus-bleiben, daß auch d i e li-

tauischen Bauernunruhen in den Dienst der

deutschfeindlichen Propaganda gestellt wurden. Das

litauische Regierun sblatt »Ljetuvos Aidas« schrieb in einem
Lectartikel am 31. » ugust u. a.: »Wer seine Aufmerksamkeit
der Tatsache zuwendet, daß die angebliche Bauernbewegunsg
nicht dort ihren Ursprung genommen hat, wo die Lage der
Bauern am schwersten ist, sondern gerade im Kreise Su-
walki, wo das Land relativ gut ist und die Lage der Bauern
im großen und ganzen besser ist, dem wird diese Bewegung
leicht zu einem merkwürdigen Rätsel. Doch denken wir
daran, daß am 29. September im Memelgebiet die Wahlen
stattfinden sollen, und daß der Kreis Suwalki schon vor dem

Kriege stark von Deutschen besiedelt war, so wird das Rätsel
wohl nicht so schwer zu lösen sein. Die weitereUntersuchung
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wird zeigen müssen, woher in Wahrheit jener unselige
Bauernstreik seinen Ursprung genommen hat.« Eine Unter-

suchung durch Psychiater wird zeigen, wohin die Artikel-

schreiber des »Ljetuvos Ajdas« gehören. Die Bauernunruhen
waren nach einigen Tagen zwar im wesentlichen unter-
drückt worden. Jn einigen Landesteilen Nordlitauens
aber flackerten immer wieder örtliche Unruhen auf. Ver-

schiedentlich kam es, so in der Gegend von Tauroggen und

Schaken, zu Terrorakten und Brandstiftu·ngen.

Die Memelfrage im Urteil des Anstandes

Die »Neue Züricher Zeitung« schloß einen längeren
Bericht über die litauischen Rechtsverletzungen im Memel-

ebiet: »Wenn die Litauer Deutschlands Drang nach dem Osten
Fürchtemso handeln sie unklug, wenn sie Deutschland auch
nur einen Schein von Recht liefern, mit dem es ein-es Ta es

eine .aktive Politik« ihnen gegenüber begründen kann. ie

erschweren für diesen Fall auch jede Jntervention der

Mächte zu ihren Gunsten. Gerade weil über dem euro-

päischen Nordosten eine gewisse Unsicherheit schwebt, gehört
die Beachtung des Memelstatuts zu den hauptvoraus-
setzungen für die Erhaltung des Friedens. An einer

Regelung der Beziehungen zwischen Litauen und Deutsch-
land ist auch das üsbrige Europa interessiert, wahrscheinlich
mit der einzigen Ausnahme von Rußland, dem Deutsch-
lands schlechte Beziehungen zu seinem kleinen Nachbarn
passen, um es verdächtigen zu können. Es ist deshalb zu

·

wünschen, daß die Bemühungen der Garantiemächte unter

britischer Führung Litauen zu einer einsichtigeren Methode
zurückzuführenvermöchten. heute ist die Frage naheliegend,
ob nicht, wie schon mehrfach angeregt wurde, die Garantie-

mächte den Völkerbund ersuchen sollen, die kommende Wahl
des Memellandtages zu überwachen, damit sie wirklich frei

unldgeheim und nach demokratischen Grundsätzen vor sich
ge t.«

Marmor ans deutsche kosten
Die litauische hauptstadt besitzt ein pompöses

Staiatsbankgebäude. Der Bau hat 7 Millionen Lit

gekostet. Marmorsäulen innen und außen. Kunstvolle Möbel
in den Büros. Alles deutsche Arbeit. Die deutsche«
Baufirma ist ebenso wie die andere deutsche Firma, die die

Jnneneinrichtung besorgt hat, bei diesem »Geschäft«mit der

Lietuvas Bankas pleite gegangen. Jhre Lieferungen wurden

nicht bezahlt. Wenn das schon bei der Staatsbank

geschieht . . .

Die »DeuischePartei« in Litauen geschlossen
Die im Jahre 1920 gegründete Deutsche Partei,

die politische Organisation der Deutschen Großlitauens, ist
Ende Juli vom Kauener Kreischef a u f g e l ö st worden. Die

Auflösung wurde mit ,,Untätigkeit« begründet« Die Partei
war seit der Auflösung und Ausschaltung des Kauener

Sejms im Jahre 1927 in ihrer Betätigung lahmgelegt wor-

den« Das Deutschtum Großlitauens besitzt nunmehr als ein-

zige zentrale Organisation nur noch den Deutschen Kultur-
verband, dem jedoch gleichfalls auf Schritt und Tritt

Schwierigkeiten bereitet werden.

Ein nationaldemokralisches Gebet

Mehr komisch als originell ist die Art, in der die
Nationaldemokriaten den lieben Gott um ihr Wohlbefinden
bemühen. Jhre Presse verbreitete den Wortlaut eines

-,,Gebetes um ein Großpolen«, das gelegentlich
einer national-demokratischen Pilgerfahrt nach einem west-
gsalizischenWallfahrtsort seine Urausfuhrung erlebte. Gott
unsd die heilig-e Jungfrau werden darin gebeten, »auf den

hunger und das Elend der Millionen zu blicken, die ohne
Arbeit und Brot sind«. Dann heißt es weiter: »Sieh, wie
das göttliche Recht mit Fußen getreten wird. Sieh aus die

Bedrückung der Rechtschaffensten, auf das Schwinden des

Gewissens. Sieh, wie sich die frechen Feinde des heiligen
Glaubens und der Kirche Gottes immer mehr ausbreiten.

Sieh herab auf unsere Brüder, die für ihre Liebe zu Volk
und Vaterland büßen müssen. Siehan die Unterdrückung
der menschlichen Würde und Freiheit« Weiter wird darin

lgesbetet »um ein anständiges Polen, um ein gerechtes Polen,
um ein Vaterland für die Armen, um ein Polen für die

Polen, um ein Polen des katholischen Gottesdienstes, um ein

Polen freier Menschen, um ein Polen des reinen Gewissens.
um ein Großpolen«.



Bagger bedrohen Vorgeschichtsdenkniäler
·

An so vielen Orten, wie wohl in keiner anderen Provinz
des Deutschen Reiches, wühlt der Spaten heute den

ostxremßischenBoden um. Lorenziige versetzen ganze Berge, aler

werden ausgefüllt und Sümpfe gefesti t. Der Bagger durch-
furcht die Erde, und innerhalb kurzer eit ist restlose Arbeit

getan. Angesichts dieser regen Tätigkeit ist es nicht verwun-

derlich, daß immer von neuem Bodenfunde zutage gefördert
werden, die von der alten Kultur unserer Ahnen Zeugnis
ablegen. Sie alle zu retten, dazu reichen die zur

Versfügungstehenden Kräfte nicht mehr aus. Schlimm steht es be anders

dann, wenn Vagger und Lorenzüge angesetzt werden und·den
Berg. oder Hügel, worin sich vielleicht ein ganzes vorgeschicht-
liches Dorx

oder ein Gräberfelsdmit kostbarem, unersetzbarem
Grabgut efindet, in kürzester Zeit buchstäblich,,abfressen«..
Hier kann dann die langsam schiirfende Untersuchunsg des

Ausgräbers nicht Schritt halten, und notgedrunsgenermaßen
muß die Notbergungsarbeit beschleunigt

werden. Das ist
gegenwärtig z· B. der Fall bei einem räberfelsdder nag-christlichen Jahrhunderte bei S ch u g st en (Kreis Fis -.

hausen) und einem anderen Gräberfeld bei Althof (Kreis
Pr. Eylau). Ebenso frißt sich bei Palmnicken-Kraxtepellen
der Va ger lan sam aber stetig an den dortigen Burgberg
her-an. ie Unter richung einer vorgeschichtlichen Burg dauert-
sachgemäß vorgenommen, jahrelang. Schon die laufenden-
Arbeiten, die das Prussia-Museum bisher zu leisten hatte-
überstiegen in den letzten Jahren bei weitem seine Kräfte. Die

jetzt sich auftürmende drohende Gefahr für weitere vorge-
schichtlicheKulturdenkmäler, von denen die hier ausgeführten-
nicht die letzten bleiben werden, läßt die Schwierigkeiten ins

Unermeßlichewachsen. Rettung kann nur der sachkundig
geführte Spaten bringen. Es wäre dringend erwünscht, daß
die ostpreußische Denkmalpflege für Vorgeschi te ent-.

sprechend ihrer umfangreichen und wichtigen uf abe,
deren Erfüllung nsationalpolitischen und volkserzieheriFchen
Zielen dient, auch mit den nötigen Mitteln und Kräften
verse en wird. Das ist erforderlich,da, wie gesagt, nicht nur

sder imfan der Ausgrav ungsarbeiten gan wesentlich ge-
stiegen ist, fonsdernauch das Tempo, in dem siedurchgeführt
werden, notwendigerweise beschleunigt werd-en muß.

Die Vevölkerungsenttvicklnng in Estland
"

Jm Juli-August-heft der «Eesti Statistika« wurden die

An aben über die niationale Zusammensetzungder est-
län ischen Bevölkerung auf Grund der Volkszahlung vom

1. März 1934 veröffentlicht· Danach wurden in Estland
Vertreter von 51 verschiedenen Nationalitäten gezählt, von

denen aber nur acht mehr als 1000 Personen umfaßten,und

zwar Esten 992520 (= 88,2 Z der Gesamtbevölkerung),
Russen 92 656 (= 8,2 M, Deutsche 16 346 (= 1,5 Z),
Schweden 7641 (= 0,7 ZU Letten 5435 (= 0,5 Z), Juden
4434 (= 0,4Ø)- Polen 1608 (= 0,1Z) unsd Finnen 1088

(= 0,1 By Zieht man zum Vergleiche die Angaben der

Volkszählung vom Jahre 1881 heran, deren »territori-aler
Bereich sich freilich mit dem der letzten Volkszahlung nicht
deckt, dessenungeachtet aber vergleichsweise verwertet werden

kann, so ergibt sich, daß der Vom-hundertsatz der Esten um

3,1 gestiegen ist, vornehmli auf Kosten der Deutschen, deren

Vomhundertsatz in diesem seitraum von 5,3 auf 1,5 zurück-
gegangen ist, während die omhundertsätze für die übri en

wichtigsten Nationalitäten sich kaum verändert haben. ie

Esten überwiegen in nahezu sämtlichen Städten, Flecken
und Kreisen mit Ausnahme des Kreises Petschur und einig-er
weniger Flecken an der Ostgrenze des Landes, wo die

Russen an erster Stelle stehen, sowie einiger weniger
Gemeinden im Küstengebiet mit vorwiegend s ch w e d i s ch e r

Bevölkerung

Die V e r t e i l u

ng
der einzelnen wichtigsten Nationa-

litäten auf S t a d t u n L a n d ergibt folgen-des Bild (in Z

der betreffen-den Nationalität):

Esten Rassen Deutsche Schweden Letten Juden
Städte und

Flecken 30,2 28,8 83,3 14,6 49,0 98,2

Gemeinden 69,8 71,2 16,7 85,4 51,0 1,8

Das Verhältnis der Geschlechter weist für die

einzelnen Nationalitäten Estlands starke Verschiedenheiten
auf. Dieses Verhältnis deckt sich mit rund 47 Z Männern
Und 5370 Frauen für die Gesamtbevölkerung fast genau mit
den entsprechenden Zahlen für die estnische Nationalität:
46,9Z I 53,170. Für die Russen (48,1Z : 51,9Z) unsd die

Schweden (48,07» : 52,0Z), namentlich aber die Juden
l49-97« : 50,17-) ergibt sich nahezu ein völliger Ausgleich
der Geschlechter, während die männliche Bevölkerung bei den
Letten (41-5Z : 58,5Z) und namentlich bei den Deutschen
(40,0Z : 60,0Z) weit hinter dem durchschnittlichen Ver-

hältnis für die Gesamtbevölkerungzurückbleibt
Betrachtet man die einzelnen Nationalitäten nach den

drei hauptkategoriens (Jugenidiiche: bis 19 Jahre,
voll Arbeitsfähige: 2·0—59Jahre und Greise: 60 Jahre und

darüber), so erst-sitsichÄolgendes
Bild: Auf je 100 Personen

im Alt-er von 2 is 59 ahren kommen bei den verschiedenen
Nationalitäten

Esten Rossen Deutsche Schweden Letten Juden

Jugendliche 52,3 66,3 39,6 63,5 29,0 39,5
Saite An 15,7 36,0 At,2 35-4 15-0

Mithin macht sich sowohl bei den Letten als auch bei den
Deutschen ein-e starke Ueberalterung bei gleichzeitig geringem
Nachwuchs bemerkbar. Der Anteil der Jugendlichen ist bei
den Russen und Schweden besonders hoch, die Ueberalterung
bei den Rufsen und Juden besonders niedrig. Die Ver-.
schiebung des Verhältnisses zwischen den drei Alterskate-

äorienfür
die estnische Nationalität veranschaulicht folgende

abelle, die einen Vergleich der entsprechenden Zahlen für
die Jahre 1897 und 1934 ermöglicht; aus je 100 Esten im
Alt-er von 20—59 Jahren komm-en

Jugendliche Greis-e
1934 51,8 24,7

1897 85,3 20,3

Bei der Betrachtung der erwerbstätigen, d. h. durch
Arbeit oder sonstwie ein selbständiges Einkommen erzielen-
den Bevölkerung ergibt sich für die einzelnen Nationalitäten
folgendes Bild: Esten 41,8Z, Rufsen 35,7"-ö,Deutsche 50,9Z,s
Schweden 29,67«, Juden 44,7Z. Die relativ hohen Sätze
fur die deutsche und iüdischeBevölkerung erklären sich aus

der beruflichen usnd gesellschaftlichen Schichtung dieser vor-

nehmlich die Städte bewohnenden Nationalitäten, währen-d
das Uesberwiegen der Landwirtschaft bei den übrigen Na-
tionalitäten die entsprechenden Zahlen drücken muß, da die
Arbeit hier in nicht unwesentlichem Maße mit hilfe un-

selbständiger Familienmitglieder geleistet wird.

· Soweit die Mitteilungen der estländischen statistischen
Zeitschrift. EisBild, das sich aus diesen Zahlen für die

deutsche
» o·lksgruppe in Estland ergibt, ist

denkbar ungunstig. Mit 16 346 Seelen machte das Deutsch-.
tum am 1. März 1934 nur noch 1,5 v· h. der Gesamt-
bevölkerung Estlands aus. Von se 100 Deutschen wohnen
mindestens 83 in den Städten und Flecken-
nur noch knapp 17 v. h. auf dem flach-en Lande. Der
Nach w u ch s ist g e r i n g, die Altersklasse von 60 Jahren
und darüber ist unverhältnismäßig stark vertreten. A uf je
60 deutsche Frauen kommen nur 40 deutsche
Männer. Was das alles für die Zukunft der deutschen
Volksgruppe in Estland bedeutet, läßt sich leicht erniessen.-
Selbst wen-n die Geburtenziffer bei den estländischen Deut-

schen stark in die höhe schnellen würde (wozu wenig Aussicht
vorhanden ist), wäre nicht mit einer natürlichen Vermehrung
der deutschen Volkszahl zu rechnen. Die ungünstige Alters-
gliederung wird voraussichtlich noch für lange Zeit ein

Useberwiegen der Todesfälle iiiber die Zahl der Geburten
bewirken. Das Deutschtum in Estland ist mit einer schweren
,,.f)ypothek des. Todes« belastet. Dieser Zustand wird noch
dadurch verscharft, daß infolge des Mißverhältnisses wifchen
den Geschlechtern und

infolge
der starken sozialen erlage-

rungen zwischen den ver chiedenen Nationalitäten die Zahl
der n a t i o n a l e n M i s ch e h e n, dise zumeist einen Verlust
für das Deutschtumbedeuten, ungewöhnlich hoch ist. Warum

unter diesen Umständen in der estnischen Presse das Ge-
schwotz von der »deutschenGefahr« nicht endlich verstummt-
ist .unersindlich.
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Kampf und Aufgaben der Vayerischen Ostmark
Auf der Arbeitstaguiig des Bandes Deutscher

Jsten in Cham, über die in den beiden letzten
Folgen des »Ostland« bereits berichtet wurde,
sprach Gauinspekteiir Pa. Ganninger über

Sinn und Bedeutung der Bayerischen OstmarL
Nachstehend werden einige Auszüge aius dies-er
Rede gebracht.

Der Gau Bayerische Ostmark erhält in zweifacher
hinsicht durch seine geographische Lage seine besondere Be-

-deutung. Zwei Gefahrenstellen für Deutsch-
land, deren Ueberwindung seine Aufgabe ist, liegen im

Bereich dieses Gaues: 1. An der Further Senke, wo der

tschechische Volksboden an die Reichsgrenze heranreicht, be-.

findet sich die engste Einschnürung des deut-

s ch e n R a u m e s zwischen Slawen im Osten und«Romanen
im Westen; 2. die Mainlinie, die sich in der deutschen
Geschichte so unheilvoll ausgewirkt hat, reicht in das Gebiet
des Gaues hinein. Die eine Gefahr ist nur durch eine starke
Position im Greiizraum zu überwinden. Die zweite Gefahr
aber läßt sich nur über-brücken, wenn es gelingt, an die
Stelle der bislang vorhandenen Einheiten stammesmäßiger
und kulturpolitischer Art, konfessioneller und dynastischer Art
eine größere Einheit zu setzen, eine Einheit, die nur gebildet
werden kann von ein-er Bewegung, die sich anmaßt und vor-

nimmt, die deutsche Geschichte auf ein Jahr-tausend neu zu
gestalten. Indem der Führer den Giau Bayerische Ostmark
schuf, allen überkommenen Anschauungen zum Trotz, hat er

zum ersten Mal in der Geschichte Oberfran ken, Ober-

falz und Niederbayern zu einer gemein-.
kamengrenzdeutschen Aufgabe zusammen-
g e f a ß t. Er hat es unternommen, die Menschen dort zum
Begreifen einer größeren Einheit, einer staats- und volks-

politischen Notwendigkeit zu erziehen. Und dieses Wagnis,
das kann man wohl sagen, ist — in seinen Anfängen
wenigstens — schon heute durchaus geglückt.

Vor einiger Zeit ist eine Denkschrift erschienen; darin

kann man u. a. folgendes lesen: ,,.
. . Der Name Bayerische

Ostmark, angewandt auf die Regierungsbezirke Ober-

franken, Oberpfalz und Niederbayern, entbehrt aber auch
jeder geographischen und geschichtlichen Begründung. Das

ränkilch-thüringische
Eo-burg, das vogtländische hof, die

ränki che Bischofsstadt Bamberg, die preußisch - branden-

burgischen Hohenzollernstädte Bayreut und Kulmsbach
sollen Bayerische Ostmark sein? Und der rankenwald dazu?
Diese Städte und Landschaften sind überhaupt nicht
bairisch dem Stamme nach. Zum bayerischen Staat ge-
hören die fritnkischen Bistümer und Fürstentümer erst seit
130 Jahren als· Geschenk Napoleons für die Waffenhilse.
Eoburg schloß sich erst 1920 an Bayern an . . .-« Diesen
hausbackenen Unsinn veröffentlichte die Z e ntr al-.

kommission für wissenschaftliche Landes-
k u n d e v o n B a y e r n. Wir wissen, was die Bayerische
Ostmark sein soll. Nicht ein Titel, dazu bestimmt, die Brüder
in der österreichischenOstmark vor den Kopf zu stoßen und
in ihnen etwa das Gefühl zu wecken, daß sie nun nicht mehr
berechtigt seien, sich als deutsche Ostmärker zu fühlen.
Sondern ein Titel, dazu bestimmt, e i ne n K re i s d eu t-.

scher Menschen mit dem Gedanken zu er-.

üllen, daß sie innerhalb der großen deut-

chen Ostmark, die sich von Oesterreich bis

hinauf nach Ostpreußen erstreckt, einen

wichtigen Abschnitt zu betreuen und zu be-

l) ü t e n h a b e n.

»

Als die Gauleitung vor wenigen Jahren aus Befehl des

Fuhrers daran ging, die ihr zugdeteilteAufgabe zu lösen, da

konnte sie nicht damit rechnen, aß die Menschen, die ihrer
politischen Führung anvertraut wurden, schon innerlich
bereit waren,

»

den von ihnen geforderten Grenzkamp zu
fuhren, oder uberhaupt schon zu begreifen in der age
waren, was Grenzkampfeigentlich heißt. Es ist sehr be-

zeichnend fur die Einstellung, die man früher in den

herrschenden Kreisen·derBayerischen Volkspartei
zu diesem Grenzgebiet hatte, daß man

sBöttischmachsichtigvon »du hint’ isn der Oberp-falz«sprach. a war ür diese
Leute, die früher in Bayern regierten, die Welt mit
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vernagelt, da war es, so meinten sie, ,,nicht weit her« mit
den Menschen, und daher hielten sie es auch nicht für nötig,.
ernsthaft zu helfen. Nur manchmal kam es wohl vor, daß
einer der Abgeordneten der Bayerischen Volkspartei das

Bedürfnis empfand, seinen Wählern »in der Oberpfalz hint’«·
einen Beweis seiner »Arbeit« zu geben; da wurde dann

rasch irgendwo ebenso plötzlich wie planlos ein Stück Eisen-
bahnstrecke oder Straße gebaut. Und da der Ehrgeiz des

,,Volksvertreters« damit zufriedengestellt war, war dann der

Fall damit erledigt. Man ließ die Menschen der Ostmark
geistig und physisch verkommen. Man sah keinen Gewinn
darin, sie kulturell aus eine höhere Stufe zu heben. Die

Kunst «gehärte« nach München, die Jndutrie nach Nürn-
berg und der Fremdenverkehr in die lpen. »Ja der

Bayerischen Ostmark aber versprach man den Mensch-en ein

besseres Jenseits, um sich der Verantwortung für ihr Dies-

seits entziehen zu können. Man reichte ihnen etwas, was

man als Religion deklarierte, in Wirklichkeit aber nichts
anderes als eine Jrreleitung irdisch-er Triebkräfte war.

Fuhren wir heute durchs Land, dann werden wir allent-

habben schöne Kirchen entdecken, die vielfach recht
harmonisch in die Landschast eingebaut sind; und gehen wir

in die Kir en hinein, dann werd-en wir dort neben wert-.

losenund cheußlichenDingen hin und wieder auch Zeug-.
nisse eines wirklich hoch entwickelten Kunstsinnes sehen.
Aber es wäre verfehlt, daraus etwa zu schließen, daß die

Kirchenbetreuung für dieses Land eine kulturbefruchtende
Wirkung hervorgebracht hätte. Wir brauchen nur aus den

Kirchen heraus in irgendeine der benachbarten Wohnhütten
zu treten, um uns davon zu überzeugen, daß die Fürsorge,
die man diesem Lan-de zugewandt hat, sich nirgends über

den engsten Kreis der Kirche hinaus erstreckt hat. Allem-

halben trägt das Land noch die Spuren eines Regimes, das

man kurz und treffen-d als Priesterherrschaft
bezeichnet.

Seit der Machtergreifung hat sich vieles in dieser hin-
sicht gebessert. Aber wir sind uns im Klaren darüber, daß
mit der Aenderung der äußeren Machtverhältnisse der

eigentliche Kampf, der Kampf um die geistige Führung des

Landes und seiner Menschen, erst wirklich eingesetzt hat. Als
wir zur Macht kamen, gab es in der Oberpfalz und in

Niederbayern, einem Gebiet mit rund 1,7 Millionen Be-

wohnern, nur rund 16 000 eingeschriebene Mitglieder der
artei. Jsm März 1933 konnte die NSDAP rund 130 000
timmen auf sich vereinen, und im November desselben-

Jahres marschierte dieses Gebiet schon mit 93 v. h.
Stimmen für den Führer mit an der Spitze aller
Gaue des Reiches. Diese Zahlen geben einen Maßstab fur
die fortschreitende seelische Erfassung des Volkes· Wenn das

gelungen ist, dann ist das vor allem unserm toten Gauleiter

hans Schemm zu verdanken, der zu den Männern in

Deutschland gehörte, die man als die Seele der Bewegung
ansprechen darf. Schemm war, es, der es verstand, die Glocke
des Blutes in allen Deutschen wieder

aiäzuschlagemlängst
verschüttete Quellen der Rasse und des olkstums wieder

freizul-egen, den Begriff der Religion auf eine höhereWarte
als die des Konfessionellen zu heben. Er wußtedie Aufgabe,
die ihm der Führer gestellt hatte, als er ihm die Leitung des

Gaues übertrug, so vorzubereiten, daß wir ihre endgültige
Lösung heute als gesichert ansehen können.

Wir wissen freilich, daß die Aus abe, aus Franken,
Ober fälzern und Niederbayern «Deu·tcheund nichts als
Deut che zu machen, einen unversohnlichen Gegner hat, den

politischen Katholizismus. Ohne Uebertreibung
können wir sagen, daß die Ehristianisieriing des Abend-
landes und der Welt nicht möglich gewesen wäre ohne all

das, was der sorschensdedeutsche Geist, der kritische deutsche
Mensch im Gange der Jahrhunderte an großen und schonen
Jdeen der Welt gegeben hat« Deshalb war auch in der

Vergangenheit das deutsche Volk immer wieder der Aus-
tra ungsort für alle Spannungen auf diesem Gebiet, und

es Lfcheintunser Schicksal zu sein, auch in Zukunft wieder

diese Spannung durchkämpfen zu müssen. Der politische
Katholizismus ist für uns in der Bayerischen Ostmark heute
der einzige, noch ernst zu nehmende Gegner-.Wir sehen, wie

er in letzter Zeit seine Stellung im tschechischenStaate neu



zustärkengewußt hat, und wie er von dorther—«·.über.die
Grenze hinweg in unser Gaugebiet einzugreifen versucht.
Wir kennen die Arbeit der Klöster und klösterlichenAn-
stalten in unserm Gebiet. und wir ziehen für unsere Arbeit
die notwendigen Folgerungen daraus.

·

Wir gewinnen das Volk. Wir haben·ihmklar gemacht-
daß es nicht sauber und anständig ist, in dieser
Welt nur zu beten und von milden Gaben

zu le b e n. Wir haben das Volk aufgerufen, sich··selber zu

helfen. Und es ist uns gefolgt. Es hat wieder Mut

zur Selbstbehaiiptung bekommen. Es macht ver-

zweifelte Ansireiiguiigen, dem Elend, in das es von den

früheren Machthabern gestürzt worden ist, zu entrinnen.

Und es hat heute wieder ein Recht darauf, daß ihm geholfen
wird, denn dieses Recht besitzt jeder, der sich selber ehrlich
zu helfen gewilli, aber noch nicht stark genug ist. An vielen
Orten, vor allen-. in den unmittelbaren Grenzkreisen,reichen
die Kräfte der Selbsthilfe nicht aus. Vielfach·konnen die

vom Staate zur Verfügung gestellten Mittel fur. Notftands-
arbeiten nicht ausgenutzt werden, weil»die fur· die vor-
geschriebene Restfinanzierung erforderlichen Mittel«nicht
aufgebracht werden können. Das gilt z. B. sur die als

Notstandsarbeiten durchgeführten Straßenbauten in »den
grenznahen Gebieten. Straßenbauten sind dort notwendiger
als irgendwo sonst. Aber sie können nicht durchgefuhrt
werden, weil die völlig verarmten Gemeinden die Rest-
finanzierung weder aus eigenen Mitteln noch durch die Auf-
nahme einer Anleihe aufbringen konnen. So kommt es, daß
gerade in diesen der Grenze zunächst liegenden ··Kreisen»die
Zahl der arbeitslosen Volksgenossen nochunverhältnismäßig
hoch ist, während das übrige Gaugebiet bereits. weit usber

den Reichsdurchschnitt von Arbeitslosen befreit werden

konnte. Die Sicherung der wirtschaftlichen Lebensgrundlage
aber ist gerade im Grenzgebiet eine unbedingte·Not-

wendigkeit. Denn erst aus der wirtschaftlichen Existenz-
sicherung heraus kann es gelingen, aus den Menschender

Grenze ein festes und absolut sicheres Bollwerk sur Deutsch-
land zu machen.

» »

Wir sind in der Bayerischen Ostmark uber die Sorge
ums tägliche Brot hinaus mit Erfolg um die Reu-

belebung alten volksgesbundenen Brauch-

tums bemüht» Wir rufentdie«.-.Kräfte ursprüng-
lich e n-' Ksun st sch a f f e n s ·zu· neuer Entfaltung. Wir

haben uns·bemüht, durch eine entsprechen-de Umschulung des

Kunstgewerbes der Bayerischen Ostniark eine Verfeinerung
dies Geschmacks herbeizuführen So wurden der Glas-

industrie des Bayerischen Waldes neue Motive und der

holzwirtschaft des Ehamer Notstandsgebietes neue An-

regungen gegeben. Wir bauen heute freilich keine schönen
Kirchen mehr mit staatlichen Geldern, um daneben, wie es

die früheren herren getan haben, Drecklöcher von mensch-
lichen Wohnungen bestehen zu lassen. Wir bauen neue

Häuser; wir legen brauchbare Straßen an; wir machen es

den Menschen wieder möglich, sauber und anständig zu
leben; wir sagen ihnen, daß sie nicht bloß die Arbeitsobjekte
für die von ihnen betreute Materie sind; wir halten es nicht
für überflüssig, uns darum zu kümmern, daß es in ihren
Stuben wieder geschmackvolles Geschirr, geschliffene Gläser-,
einwandfreie Bilder und gefällige Möbel gibt, und daß
Blumen vor den Fenstern ihrer Wohnungen stehen. W i r

wollen und werden erreichen, daß der

Schönheitssinn der Menschen wieder er-

wacht, daß das Volk in seinen breiten
M ssen wieder die äußere Möglichkeit und

innere Bereitschaft besitzt, aus sich
bst heraus kulturelle Werte zu schaffen.
Was wir tun, das kann auch für die Deutschen

j e n s e i t s d e r G r e n z e, die heute in einem verzweifelten
Behauptungskampf stehen,nicht gleichgültig sein. Es (hat’
keinen Sinn, ihnen zu a en: wir denken an euch, wir fühlen
mit euch, — während hier, auf unserer Seite, unmittelbar
an der Grenze, Not, hunger, Unzufriedenheit und Zer-
rissenheit herrschen. Wir glauben vielmehr, daß wir sie in

ihrem Kampf viel besser dadurch zu unterstützen vermögen,
daß wir ihnen zunächst einmal bei uns selber das Bild einer

geschlossenenEinheit vordemonstrieren, einer Einheit, die
über Stämme, Konfesfionen, Bildungsgrade und Wirt-
schaftsgruppen hinweg reicht, die den Begriff »Vaterland«
zu etwas Erstrebenswertem und etwas Lebendigem macht.
U»ndwir wissen, daß wir uns in diesem Streben einig fühlen
konnen mit allen denen, die irgendwo an Deutschlands
Grenzen stehen, um ihr-e Pflicht zu erfüllen.

Vuchbesprechungen
Grenz- und Dflinark. die Klammern Oftdeutschlands.

Von Janoschek und KlausBorries. Edwin Runge-
Verlag, Berlin 1935. 68 Seiten. 0,90 JÆJL —- Diese Schrift,
an deren Abfassung außer den erwähnten Verfassern auch
Dr· S ch m i tz beteiligt war, gisbt in gedrängter Form einen
vortrefflichen Einblick in die zwischen Pommern und Schlesien
gelegenen östlichen Grenzgebiete des Reiches. Der geschicht-«
liche Teil ist aufschlußreichund anregend geschrieben:Die

raumpolitische Bedeutung der Gebiete in Vergangenheitund

Gegenwart wird gut her-ausgearbeitet Die Tatsachen des
wirtschaftlichen und geistigen Lebens der Ostmark, die in

der Schrift. angeführt werden, werden den, der dieses
Land nur als »toten Winkel« zu betrachten gewohnt ist«und

meint, daß sichhier bloß das Durchfahren lohne, gewiß aber-
raschen. Grenzmark und Ostmark verdienen es, daß man sie
kennen lernt. Die kleine Schrift, die viel Wissensrvertes ver-

mittelt, kann auch den Zweifler davon überzeugen. Wer den

nördlichen und den südlichenpreußischenOsten in feiner Be-

deutung erkennt, der kann an der Klammer, die diese beiden
auseinander strebenden Stoßlinien zusammenhält, nicht acht-
los vorübergehen. Toter Winkel? Es kommt nur darauf an,
was man daraus macht. Dr. Ic.

Deutsches Memelland. Von Dr. K u r t G l o g e r. Edwin

Runge-Berlag, Berlin l935. 64 Seiten. Preis 0,80 ÆML —

Trotzdem in letzter Zeit eine ganze Reihe neuer Memel-

broschiiren erschienen ist, verdient die Arbeit von Gloger
einen besonderen hinweis. Es finden sich in der geschichtlichen
Betrachtung wie in der Darstellung-der jüngsten Vergangen-
heit und der gegenwärtigen La e des Memelgebietes in

dieser Schrift eine Menge interessanterund charakteristischer
Einzelheiten erwähnt, die sonst nur selten so leicht zugänglich
sind. Wertvoll sind die zahlreichen Kartenskizzen von

h·ille-n-Ziegfeld, die neben den eingestreuten Feder-
zeichiiungen die Schrift beleben. Nützlichist auch die im Aus-

hang beigefügte Statistik der memelländischen Wahlen.
Einige Versehen im Text (z. B. Volksabstimmung statt:
Bolkszäshlung — S. 31, Völkerbund statt: all. und ass-
hauptmächte — S. 34, usw.) sind als sol e zumeist aus dem

Zusammenhang zu erkennen. Die roschüre ist als

Schulungsmaterialgut geeignet. Dr. K.

Bollwerk Ostpreußen. Von Dr. Walther Franz.
Edwin Runge Berlag,—Berlin 1935. -56. Seiten» Preis
0,80 Bot-. — Knapp und übersichtlich ist die Darstellung,
die Franz von Ostpreußen gibt. Den hauptteil der Schrift
nimmt ein guter Rückblick auf die geschichtliche Entwick-

lung Ostpreußens ein, der durch die beigefügten 28 Karten-I

skizzen ungemein anschaulich wird. Jn gedrängter Form
werden dann Landschaft und Wirtschaftsleben behandelt-
Auch hier tragen die in,den Text eingestreuten 23 kleinen

Federzeichniingen viel zur Belebun der sachlich einwand-

sreien Darstellung bei. Eine Zeittaeh die im Anhang bei-

efügt ist, hält die wichtigsten Daten der ostpreußischen
eschichte fest. Der Leiter des BDO., Prof. Oberländer,

schrieb ein Geleitwort für die Schrift, die sich gut als

Schulungsmaterial eignet. Dr. K.

Danzigs Kerhtsflelliing unter dem Versailler Diktak.
Von Gustav Giere Verlag Grenze und Ausland.
Berlin W 30. 1935. 60 Seiten mit zwei Karten. — Die

Frage der Rechtsftellung Danzigs, die durch die neuen Ber-

handlungen mit Polen wieder besonders akut geworden ist,
wird in dieser Schrift in klarer und knapper Form dargelegt.
Natürlich kann sich der Verfasser in diesem engen Rahmen
nicht mit den zahllosen Einzelfragen der Danziger Rechts-
stellung befassen und auch nicht in eine Erörterung der Ver-

schiedenheiten der beiderseiti en Rechtsauffassungen ein-
treten. Er hat sich auf, die arftellung der wesentlichsten
Rechtstatsachen beschränkt un.d.«iin.einems,die knappe hälfte
der- Schrift umfassenden- Anhang die wichtigsten vertrag-
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lichen und sonstigen Bestimmungen, die Danzi s rechtliche
Stellung regeln, wiedergegeben. Er hat auf die e Weiseein

gut brauchbares handbuch zur Danziger Frage geliefert-
iUnter den Vertragstexten, die im Anhang beigefügt sind,
sind besonders der sog. Pariser Vertrag vom 9. September
1920, der die Grundlage-des Danzig-polnischen Verhältniss-es
bildet, und das Uebereinkommen über die Rechte der Polen
in Danzig vom 18. September 1933 zu erwähnen. Was

sdieses letztere Uebereinkommen anlangt, so ist es in diesem
Zusammenhang angebracht, auf eine Unstimmigkeit zu ver-

weisen, die zwischen dem deutschen unsd dem französischen
Text besteht. Jm Artikel 1 dieses"ilebereinkommens,. der von
tlder Errichtung öffentlicher Elementarschulen mit XolnischerUnterrichtssprache handelt, heißt es im deutschen ext, daß
solche Schulen zu errichten sind, wenn es »von Erziehungs-
berechtigten für mindestens 40 schulpflichtige Kinder pol-
nischer herkunft oder Sprache« beantragt wir-d:
stm französischen Text dagegen heißt es: »..

legalement respoiisables de i’6ducatiön d"au moins 40 enkants
de l’äge «scolaire ressortissants dantzikoisv d’origine.0u de

langue poloiiaise·...« (,,VOU den Erziehungsberechtigten von·
mindestens 40 schulpflichtigen Kindern Danziger
Staatsangehörigkeit polnischer herkunsft oder

S«prache«). Der Kreis der Kin-der,-die zur Errichtung einer

öffentlichenVolksschule notwendigist, ist im französischen
Text also enger umrissen als im e

für Danzig günstigere französische Originaltext als maß-
gebend angesehen werden. Unerklärlich bleibt es freilich, wie
die falsche Ueberse ung in das- »Gesetzblatt für die Freie.
Stadt Danzig« au genommen wer-den konnte.· Es wäre

vielleicht weckmäßig gewesen, bei der Wiedergabe des er-

wähnten ebereinkommens in der Broschüre von Giere auf
die immerhin nicht unwesentliche Abweichungdes deutschen
vom französischen Text hinzuweisen. Jm übrigen kann die

außerordentlich klare Arbeit Gieres nur empfohlen werden-
s Dr. l(.

. Dreiunddreißig Lieder aus Hullschin. Von August
Scholtis. Verlag Die Rabenpresse, Berlin 1935. Mit

Federzeichnungen von Wilhelm D oni s. — Scholtis hat
33 Lieder seiner hultschiiier heimat aus dem Wasser-
mährischen ins Deutsche übertragen, Spott- unsd Liebes-

lieder, Soldaten- und Wiegenliedet, Verse, wie sie immer«
wieder irgendwann und -wo im Volke entstehen und vom

Volke gesungen werden. »Ich,habe sie mir«, schreithcholtis
dazu, »textlich und gefanglich als

unveräußerlidzesErbgut
meiner herkunst bewahrt.«Jedes einzelne dieser
urtextlich in seinem Gruiidgehalt so tief, in seiner Lebens-

weisheit so einfältig, in seiner Gläubigkeit so unendlich breit
und in seiner Liebe so hoch, daß es mir manchmal dünkt,
jedes dieser dreiunddreißi Lieder langte hin, ein ergreifen-
des Epos rundherum zu schreibenund den geheimnisvollen
Sinn dreiunddreißig Mal zu beschwören. · .« Man darf es

dankbar begrüßen, daß Scholtis, der in seiner-»Baba« Art
und Wesen der zweisprachigen Menschen des oberschle isclzenise er-Landes lebenswahr zu schildern verstand, uns, diese
esines sich zum Deutschtum bekennen-den Volkchens mit-

geteilt hat. Dr. K.

Josef Pilsudski. Der große Marschall. Von Dr. W a c-

law Lipin ski. Essener Verlagsanstalt, E sen 1935.
79 Seiten. Aus dem Polnischen übertragen von ean Paul
d’Ard-eschah.— Bei dem vorliegen-den Buch handelt es sich
um die biographiiche Einleitung zu einer vierhändigen Aus-

gabe der ,,Erinnerungen und Dokumente« von Josef Pil-»
sudski, die soeben in der Essen-er Verlagsanstalt u erscheinen
begonnen hat. Der Verfasser der Biogsraphie istMajor im

Warschauer Militärhistorischsen Büro. Die Darstellung
Lipinskis ist ruhig, fast nüchtern. Er vermeisdet es im all-
gemeinen, in politischenDingen Werturteile zu fällen. Das
unterscheidet ihn u seinem Vorteil von den meisten politischen
unsd historischen Schriftstellern Polens. Daß zu manchen
Fragen der deutsch-polnischen Beziehun en, die Lipinski be-.

rührt, von deutscher Seite eine andere « uffassung vertreten
werden kann, liegt in dei- Natur der Sache. Man wird von

einem Polen nicht verlangen, daß er solch-eFragen vom
deutschen Standpunkt aus betrachtet, wie man es umgekehrt
als abgeschmackt bezeichnen muß, wenn sich deutsche Schrifts«
steller eine polnische Brille ausleihen, wenn sie die Absicht
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. des personnes
.

utschen.. Daes sich beim -

deutschen Textnur um eine Uebersetzung handelt, muß der .

Polen. on

iedchen ist .

haben, sich«iiberpolnische Ding-e aiuszulasfen Wie in allen

Buchern, die bisher in deutscher Sprache über den Marschall
erschienensind, so treten die Kräfte, die außer diese-m an der
Erringung der polnischen Staatlichkeit mitgewirkt haben,
auch in der Darstellung Lipinskis zurück. Diese Art, die
Aufmerksamkeit ausschließlich auf den Marschall unsd seine
nächste liingiesbungzu lenken, wird der historischen Entwick-
lung, die mit dem Namen Pilsudskis verbunden ist, nicht
gerecht. Es tut der Bedeutung dieses Mannes durchaus
keinen Abbruch, wenn man auch der anderen gedenkt, die

teils neben, teils gegen ihn an der Erreichung desselben
Zieles mitgewirkt haben. Jm Gegenteil kann erst auf dem

hintergrund dieser Anderen der Wert des Einen pslsastisch
herausgearbeitet werden. Das heißt: Man wird Leistung
und Eigenart Pilsudskis nicht recht begreifen, wenn man sich
nicht auch eingehend . B. mit seinem größten ,,inneren«
G"eg·enspieler,Roman mowski, befaßt. Und man ergreift
durchaus nicht für den Führer der Nationaldemokraten
Partei, wenn man feststellt, daß dsas Werk Pilsudskis ohne

. die Lebensarbeit seinesinnerpolitischen Feindes vielleicht
nicht gelungen wäre. Daß ein polnischer Pilsusdskianhänger

«

Bedenken haben kann, seinen Marschall auf diesem hinter-’
grunde zu schildern, mag verständlich erscheinen. Es muß
aber doch betont werden, daß es für einen deutschen Be-

schauer der polnischen Entwicklung der letztenJahrzeihnte
kasum denkbar ist, Pilsudski sozu sehen, als ob es einen

Dmowski nsicht gegeben hätte. Es bleibt noch die Frage, ob

es notwensdig und zweckmäßigwar, die Einleitung zu einer

deutschen Ausgabe der Schriften Pilsudskis von einem

P olen- schreiben zu lass-en. Man msuß diese Frage ent-«

schieden verneinen. Dr. Ic.

Mar chall Pilsudski. Der Schöpfer unsd Lenker des neuen

Friedrich Wilhelm von Oertzen.
R. Kittler Verlag G. m. b. h» Berlin W 35. 1935. Mit
17 Abbildungen. 145 Seiten. Preis kart. 2,90 Mit-M Leinen
3«,80M.--ik. — Oertzen beweist auch in diesem Buche wieder

seine besondere Befähigung zu geschichtlicher Reportage. Die

Episoden,,die er aus dem Leben des Marschalls schildert, sind,
farbig und bewegt; sie prägen sich ein; Aber das Lebendes

Msarschalls hat eben nicht nur aus diesen Episoden bestanden.·
Die Art der Stoffbehsandlung bringt es mit sich, daß Oertzen
mehr das äußere Geschehen beachtet, sich aber weniger in

das eigentliche Wesen des Marschalls vertieft, das sich —-

wenigsteiis für die Zeit vor dem Maiumsturz — aus de sen
eigener schriftstellerischer Tätigkeit ablesen läßt. Die eit

nach dem Umsturz wird, wie übrigens in allen Pilsudski-
büch-ern, auch von Oertzen nur nebensächlich behandelt, ob-«

wohl eine in dieTiefe gehende Darstellung sich gerade dieser·
Zeit der politischen Erfüllung eines kämpferischen Lebens

zuwenden müßte. Dr. Ic.

. Deutsches Brauchlum. Ein Führer durch die deutschen
iahreszeitlichen Volksfeste. Von Kurt Böhm e. Ludwig
Voggenreiter-Verlag, Potsdam 1935. 75 Seiten. Preis
1,40 Its-L — Aus der unendlichen Vielgestaltigkeit deutschen
Brauchtums, das, landschaftlich und stammlich verschieden,·
doch auf gemeinsame germanische Wur eln"zurü.ckjgeht,hebt
Böhme in flüssiger Darstellung das We entlichste hervor und

spricht über dessen ursprüngliche,vielfach vergessen-eund ab-·

gewandelte Bedeutung. Er will nicht nur darstellen, was an

altem Brauchtum vorhanden ist, sondern zugleich Anregungen
zu seiner Neugestaltung geben. Für die allenthalsben sich
regenden Kräfte die eine den Bedingungen neiien Gemein-

schaftserlebens entsprechende Wiederbelebungalten Brauch-
tusms erstreben, kann die Arbeit Böhmes ein nützlicher Weg-
weiser sein. Die übersichtlicheAnordnung des Stoffes und ein

Schlsagrvortverzeichnis erleichtern die Verwendung dieses
praktischen Führers durch die deutschen Volksfeste. Dr. K.
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